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§ 1 
Auftrag der Schule 

 
(1) Der Auftrag der Schule bestimmt sich aus dem 
Recht des jungen Menschen auf Förderung seiner An-
lagen und Erweiterung seiner Fähigkeiten, unabhängig 
von seiner Religion, Weltanschauung, Rasse oder eth-
nischen Herkunft, einer Behinderung, seinem Ge-
schlecht oder seiner sexuellen Identität sowie aus dem 
Anspruch von Staat und Gesellschaft an Bürgerinnen 
und Bürger zur Wahrnehmung von Rechten und Über-
nahme von Pflichten hinreichend vorbereitet zu sein. 
 
(2) In Erfüllung ihres Auftrags erzieht die Schule zur 
Selbstbestimmung in Verantwortung vor Gott und den 
Mitmenschen, zur Anerkennung ethischer Normen, zur 
Gleichberechtigung von Frau und Mann, zur Gleichstel-
lung von behinderten und nicht behinderten Menschen, 
zur Achtung vor der Überzeugung anderer, zur Bereit-
schaft, Ehrenämter und die sozialen und politischen 
Aufgaben im freiheitlich-demokratischen und sozialen 
Rechtsstaat zu übernehmen, zum gewaltfreien Zusam-
menleben und zur verpflichtenden Idee der Völkerge-
meinschaft. Sie führt zu selbständigem Urteil, zu eigen-
verantwortlichem Handeln und zur Leistungsbereit-
schaft; sie vermittelt Kenntnisse und Fertigkeiten mit 
dem Ziel, die freie Entfaltung der Persönlichkeit und die 
Orientierung in der modernen Welt zu ermöglichen, 
Verantwortungsbewusstsein für Natur und Umwelt zu 
fördern sowie zur Erfüllung der Aufgaben in Staat, Ge-
sellschaft und Beruf zu befähigen. Sie leistet einen Bei-
trag zur Integration von Schülerinnen und Schülern mit 
Migrationshintergrund. Im Bewusstsein der Belange 
der Schülerinnen und Schüler sowie der Lehrkräfte und 
Eltern mit Behinderungen wirken alle Schulen bei der 
Entwicklung eines inklusiven Schulsystems mit. 
 
… 

§ 1 
Auftrag der Schule 

 
(1) Der Auftrag der Schule bestimmt sich aus dem 
Recht des jungen Menschen auf Förderung seiner An-
lagen und Erweiterung seiner Fähigkeiten, unabhängig 
von seiner Religion, Weltanschauung, Rasse oder eth-
nischen Herkunft, einer Behinderung, seinem Ge-
schlecht oder seiner sexuellen Identität sowie aus dem 
Anspruch von Staat und Gesellschaft an Bürgerinnen 
und Bürger zur Wahrnehmung von Rechten und Über-
nahme von Pflichten hinreichend vorbereitet zu sein. 
 
(2) In Erfüllung ihres Auftrags erzieht die Schule zur 
Selbstbestimmung in Verantwortung vor Gott und den 
Mitmenschen, zur Anerkennung ethischer Normen, zur 
Gleichberechtigung von Frau und Mann, zur Gleich-
stellung von behinderten und nicht behinderten Men-
schen, zur Achtung vor der Überzeugung anderer, zur 
Bereitschaft, Ehrenämter und die sozialen und politi-
schen Aufgaben im freiheitlich-demokratischen und so-
zialen Rechtsstaat zu übernehmen, zum gewaltfreien 
Zusammenleben und zur verpflichtenden Idee der Völ-
kergemeinschaft. Sie führt zu selbständigem Urteil, zu 
eigenverantwortlichem Handeln und zur Leistungsbe-
reitschaft; sie vermittelt Kenntnisse und Fertigkeiten 
mit dem Ziel, die freie Entfaltung der Persönlichkeit 
und die Orientierung in der modernen Welt zu ermögli-
chen, Verantwortungsbewusstsein für Natur, Umwelt 
und die globalen Nachhaltigkeitsziele zu fördern so-
wie zur Erfüllung der Aufgaben in Staat, Gesellschaft 
und Beruf zu befähigen. Sie leistet einen Beitrag zur 
Integration von Schülerinnen und Schülern mit Migrati-
onshintergrund. Im Bewusstsein der Belange der 
Schülerinnen und Schüler sowie der Lehrkräfte und El-
tern mit Behinderungen wirken alle Schulen bei der 
Entwicklung eines inklusiven Schulsystems mit. 
… 
(6) Zur Erfüllung ihres Auftrags nutzt die Schule 
auch digitale Lehr- und Lernsysteme sowie Netz-
werke. Sie sind regulärer Bestandteil der Erzie-
hungs- und Unterrichtsarbeit. Im Bedarfsfall kön-
nen digitale Lehr- und Lernformen an die Stelle des 
Präsenzunterrichts treten. 
 

§ 3 
Schülerinnen und Schüler 

… 
(2) Die Schule fördert die Schülerinnen und Schüler in 
ihrer persönlichen Entwicklung. Sie bietet ihnen Infor-
mation, Beratung, Unterstützung und Hilfe in allen für 
das Schulleben wesentlichen Fragen an und empfiehlt 
in schulischen Problemlagen Ansprechpersonen. Sind 
gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des 
Wohls einer Schülerin oder eines Schülers erkennbar, 
gilt § 4 des Gesetzes zur Kooperation und Information 
im Kinderschutz vom 22. Dezember 2011 (BGBl. I S. 
2975) in der jeweiligen Fassung. 
 
 

§ 3 
Schülerinnen und Schüler 

… 
(2) Die Schule fördert die Schülerinnen und Schüler in 
ihrer persönlichen Entwicklung. Sie bietet ihnen Infor-
mation, Beratung, Unterstützung und Hilfe in allen für 
das Schulleben wesentlichen Fragen an. Schülerin-
nen und Schüler sollen in schulischen Angelegen-
heiten, die sie unmittelbar betreffen, von der 
Schule beteiligt werden. In schulischen Problemla-
gen empfiehlt die Schule Ansprechpersonen. Sind 
gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des 
Wohls einer Schülerin oder eines Schülers erkennbar, 
gilt § 4 des Gesetzes zur Kooperation und Information 
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(3) Die Schülerinnen und Schüler sind verpflichtet, vom 
Schulischen Bildungs- und Erziehungsangebot verant-
wortlich Gebrauch zu machen. Unterricht und Erzie-
hung erfordern Mitarbeit und Leistung.  
 
 

im Kinderschutz vom 22. Dezember 2011 (BGBl. I S. 
2975) in der jeweiligen Fassung. 
 
(3) Die Schülerinnen und Schüler sind verpflichtet, vom 
schulischen Bildungs- und Erziehungsangebot verant-
wortlich Gebrauch zu machen. Unterricht und Erzie-
hung erfordern Mitarbeit und Leistung. Die Schülerin-
nen und Schüler dürfen durch ihr Verhalten oder 
ihre Kleidung die Kommunikation mit den Beteilig-
ten des Schullebens nicht in besonderer Weise er-
schweren; dies gilt nicht, wenn einzelne Tätigkei-
ten oder besondere gesundheitliche Gründe eine 
Ausnahme erfordern. 

… … 

§ 23 
Selbstständigkeit der Schulen 

… 
(2) Die Schulen legen pädagogische Ziele und Schwer-
punkte fest, um die Qualität schulischer Arbeit zu ent-
wickeln und zu sichern. Sie überprüfen regelmäßig das 
Erreichen dieser Ziele (interne Evaluation) und nehmen 
an den durch die Schulbehörden veranlassten Maß-
nahmen zur externen Evaluation, insbesondere an in-
ternationalen, länderübergreifenden und landesinter-
nen Vergleichsuntersuchungen teil. Sie schließen Ziel-
vereinbarungen mit der Schulbehörde. 

§ 23 
Selbstständigkeit der Schulen 

… 
(2) Die Schulen legen pädagogische Ziele und 
Schwerpunkte fest, um die Qualität schulischer Arbeit 
zu entwickeln und zu sichern; hierbei beachten sie 
geltende Bildungsstandards. Sie überprüfen regel-
mäßig das Erreichen dieser Ziele (interne Evaluation) 
und nehmen an den durch die Schulbehörden veran-
lassten Maßnahmen zur externen Evaluation, insbe-
sondere an internationalen, länderübergreifenden und 
landesinternen Vergleichsuntersuchungen teil. Sie 
schließen Zielvereinbarungen mit der Schulbehörde; 
diese überprüft die Zielerreichung sowie die Ein-
haltung der von den Schulen selbst gesetzten Qua-
litätssicherungsmaßnahmen eigenständig. 

… … 

§ 25 
Lehrkräfte 

… 
(4) Die hauptamtlichen oder hauptberuflichen Lehr-
kräfte müssen nach den Laufbahnvorschriften für das 
Lehramt, das sie ausüben, befähigt sein; das fachlich 
zuständige Ministerium kann in Ausnahmefällen auch 
Lehrkräfte im Angestelltenverhältnis für eine hauptbe-
rufliche Tätigkeit zulassen, die nach Feststellung der 
Schulbehörde für das Lehramt geeignet sind. 

§ 25 
Lehrkräfte 

… 
(4) Die hauptamtlichen oder hauptberuflichen Lehr-
kräfte müssen nach den Laufbahnvorschriften für das 
Lehramt, das sie ausüben, befähigt sein; das fachlich 
zuständige Ministerium kann in Ausnahmefällen auch 
Lehrkräfte im Tarifbeschäftigtenverhältnis für eine 
hauptberufliche Tätigkeit zulassen, die nach Feststel-
lung der Schulbehörde für das Lehramt geeignet sind. 
Hauptamtliche oder hauptberufliche Lehrkräfte 
können in besonderen Fällen an Schulen anderer 
Schularten, für die sie nicht die Lehramtsbefähi-
gung erworben haben, zeitlich begrenzt oder mit 
geringer Stundenzahl eingesetzt werden, wenn die 
Schulbehörde vor dem Einsatz die Eignung der 
Lehrkraft für die vorgesehene Verwendung festge-
stellt hat. 

… … 

§ 27 
Allgemeines 

(4) Die Lehrkräfte haben in allen Konferenzen, denen 
sie angehören, Stimmrecht, soweit nichts anderes be-
stimmt wird. Die Vertreterinnen und Vertreter der Eltern 
und der Schülerinnen und Schüler im Schulausschuss 
können an den Gesamtkonferenzen stimmberechtigt, 
an allen sonstigen Konferenzen mit Ausnahme von 
Zeugnis- und Versetzungskonferenzen mit beratender 

§ 27 
Allgemeines 

… 
(4) Die Lehrkräfte haben in allen Konferenzen, denen 
sie angehören, Stimmrecht, soweit nichts anderes be-

stimmt wird. Die Vertreterinnen und Vertreter der Eltern 

und der Schülerinnen und Schüler im Schulausschuss 
können an den Gesamtkonferenzen stimmberechtigt, 
an allen sonstigen Konferenzen mit Ausnahme von 
Zeugnis- und Versetzungskonferenzen mit beratender 
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Stimme teilnehmen; die Teilnahme von weiteren Ver-
treterinnen und Vertretern der Eltern und der Schülerin-
nen und Schüler sowie von pädagogischen und techni-
schen Fachkräften regelt das fachlich zuständige Mi-
nisterium. Das Stimmrecht der Mitglieder des Schul-
ausschusses nach Satz 2 Halbsatz 1 in der Gesamt-
konferenz steht nicht den Vertreterinnen und Vertretern 
der Schülerinnen und Schüler der Primarstufe zu und 
gilt nicht in dem Fall des § 48 a Abs. 3 Satz 2. Vertrete-
rinnen und Vertreter der Schulbehörden können an al-
len Konferenzen teilnehmen. Vertreterinnen und Ver-
treter des Schulträgers können an den Gesamtkonfe-
renzen mit beratender Stimme teilnehmen. 
… 
 
(7) Die Einberufung der Klassenkonferenz kann auch 
von der Klassenelternversammlung oder der Klassen-
versammlung, die Einberufung der Gesamtkonferenz 
auch vom Schulelternbeirat oder der Versammlung der 
Klassensprecherinnen und Klassensprecher verlangt 
werden; hat die Versammlung der Klassensprecherin-
nen und Klassensprecher einen Vorstand nach § 33 
Abs. 2 Satz 2 oder 3 gewählt, kann der Vorstand die 
Einberufung verlangen. Eine Tagesordnung ist vorzule-
gen. 

Stimme teilnehmen; die Teilnahme von weiteren Ver-
treterinnen und Vertretern der Eltern und der Schüle-
rinnen und Schüler, sowie von pädagogischen und 
technischen Fachkräften sowie von weiteren sach-
kundigen Personen regelt das fachlich zuständige Mi-
nisterium. Das Stimmrecht der Mitglieder des Schul-
ausschusses nach Satz 2 Halbsatz 1 in der Gesamt-
konferenz steht nicht den Vertreterinnen und Vertre-
tern der Schülerinnen und Schüler der Primarstufe zu 
und gilt nicht in dem Fall des § 48 a Abs. 3 Satz 2. Ver-
treterinnen und Vertreter der Schulbehörden können 
an allen Konferenzen teilnehmen. Vertreterinnen und 
Vertreter des Schulträgers können an den Gesamtkon-
ferenzen mit beratender Stimme teilnehmen. 
… 
(7) Die Einberufung der Klassenkonferenz kann auch 
von der Klassenelternversammlung oder der Klassen-
versammlung, die Einberufung der Gesamtkonferenz 
auch vom Schulelternbeirat oder der Versammlung der 
Klassensprecherinnen und Klassensprecher verlangt 
werden; hat die Versammlung der Klassensprecherin-
nen und Klassensprecher einen Vorstand nach § 33 a 
Abs. 1 Satz 2 oder Satz 3 gewählt, kann der Vorstand 
die Einberufung verlangen. Eine Tagesordnung ist vor-
zulegen. 

  

§ 31 
Vertretungen für Schülerinnen und Schüler 

(1) Bei der Verwirklichung des Bildungs- und Erzie-
hungsauftrags der Schule wirken die Schülerinnen und 
Schüler durch ihre Vertretungen eigenverantwortlich 
mit. Schülerinnen und Schüler mit Behinderungen er-
halten an allen Schulen altersgemäße und behinder-
tengerechte Hilfe, um ihre Rechte wahrnehmen zu kön-
nen, insbesondere ihre Meinung in allen sie berühren-
den Angelegenheiten gleichberechtigt mit anderen 
Schülerinnen und Schülern zu äußern; dies gilt insbe-
sondere an Schulen, an denen eine Vertretung für 
Schülerinnen und Schüler nicht gebildet wird. Das Nä-
here zu den Mitwirkungsrechten der Vertretungen für 
Schülerinnen und Schüler regelt das fachlich zustän-
dige Ministerium durch Rechtsverordnung. 

… 

§ 31 
Vertretungen für Schülerinnen und Schüler 

(1) Bei der Verwirklichung des Bildungs- und Erzie-
hungsauftrags der Schule wirken die Schülerinnen und 
Schüler durch ihre Vertretungen eigenverantwortlich 
mit. Vertretungen für Schülerinnen und Schüler 
werden an allen Schulen gebildet. Schülerinnen und 
Schüler mit Behinderungen erhalten an allen Schulen 
altersgemäße und behindertengerechte Hilfe, um ihre 
Rechte wahrnehmen zu können, insbesondere ihre 
Meinung in allen sie berührenden Angelegenheiten 
gleichberechtigt mit anderen Schülerinnen und Schü-
lern zu äußern; dies gilt insbesondere an Schulen, an 
denen eine Vertretung für Schülerinnen und Schüler 
nicht gebildet wird. Das Nähere zu den Mitwirkungs-
rechten der Vertretungen für Schülerinnen und Schüler 
regelt das fachlich zuständige Ministerium durch 
Rechtsverordnung.  
… 

(5) Vertretungen für Schülerinnen und Schüler werden 
an allen Schulen der Sekundarstufen I und II gebildet. 
In der Primarstufe sollen Vertretungen für Schülerinnen 
und Schüler gebildet werden. Kann eine Vertretung für 
Schülerinnen und Schüler an einer Förderschule oder 
an einer Grundschule nicht gebildet werden, müssen 
die Schülerinnen und Schüler entsprechend ihren Mög-
lichkeiten an der Gestaltung ihres Schullebens beteiligt 
werden. 

 

Streichung 

  

 33 
Versammlung der Klassensprecherinnen 

und Klassensprecher, Verbindungslehrkräfte 

§ 33 
Versammlung der Klassensprecherinnen und Klas-

sensprecher, Verbindungslehrkräfte 
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(1) Die Versammlung der Klassensprecherinnen und 
Klassensprecher ist für alle Belange der Schülerinnen 
und Schüler zuständig, welche die Schule in ihrer Ge-
samtheit angehen. Die Schulleiterin oder der Schullei-
ter unterrichtet die Versammlung über Angelegenhei-
ten, die für die Schule von allgemeiner Bedeutung sind. 

(1) Die Versammlung der Klassensprecherinnen und 
Klassensprecher ist für alle Belange der Schülerinnen 
und Schüler zuständig, welche die Schule in ihrer Ge-
samtheit angehen. Die Schulleiterin oder der Schullei-
ter unterrichtet die Versammlung über Angelegenhei-
ten, die für die Schule von allgemeiner Bedeutung 
sind. Die Beteiligung der Versammlung der Klas-
sensprecherinnen und Klassensprecher kann in 
berufsbildenden Schulen durch die Beteiligung der 
Vorsitzenden der Versammlungen der Klassen-
sprecherinnen und Klassensprecher der Schulfor-
men ersetzt werden. 

(2) Die Versammlung der Klassensprecherinnen und 
Klassensprecher besteht aus den Klassensprecherin-
nen und Klassensprechern aller Klassen der Schule. 
Sie wählt aus der Mitte der Schülerinnen und Schüler 
die Schülersprecherin oder den Schülersprecher und 
eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter. Die Ver-
sammlung kann anstelle der Wahl nach Satz 2 aus der 
Mitte der Schülerinnen und Schüler einen Vorstand 
wählen, der aus der Schülersprecherin oder dem Schü-
lersprecher und in der Regel bis zu zwei stellvertreten-
den Mitgliedern besteht. Durch Beschluss der Ver-
sammlung kann die Wahl nach Satz 2 und 3 der Voll-
versammlung der Schülerinnen und Schüler übertragen 
werden. Die Schülersprecherin oder der Schülerspre-
cher leitet die Versammlung der Klassensprecherinnen 
und Klassensprecher. Sie oder er vertritt allein oder im 
Fall der Wahl eines Vorstands gemeinsam mit den 
stellvertretenden Mitgliedern die Versammlung der 
Klassensprecherinnen und Klassensprecher. 

(2) Die Versammlung der Klassensprecherinnen 
und Klassensprecher an den Schulen mit Sekun-
darstufe I oder Sekundarstufe II ist anzuhören bei 
allen für die Schule wesentlichen Maßnahmen, ins-
besondere bei 
1. Veränderungen des Schulgebäudes, der schuli-

schen Anlagen und Einrichtungen, 
2. der Einführung neuer Lern- und Arbeitsmittel, 

soweit nicht der Schulbuchausschuss zustän-
dig ist,  

3. Anträgen an den Schulträger mit Bezug auf den 
Haushaltsplan der Schule,  

4. der Einrichtung von freiwilligen Unterrichtsver-
anstaltungen (z. B. Arbeitsgemeinschaften),  

5. Fragen im Zusammenhang mit Regelungen der 
Beförderung der Schülerinnen und Schüler,  

6. Regelungen zur Ausstattung der Schulbiblio-
thek und der Schülerbücherei,  

7. der Festlegung der beweglichen Ferientage. 

(3) An berufsbildenden Schulen, die mehrere Schulfor-
men umfassen, bestehen Versammlungen der Klas-
sensprecherinnen und Klassensprecher für die jeweili-
gen Schulformen; diese wählen jeweils aus ihrer Mitte 
eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden. Die Vorsit-
zenden und ihre Vertreterinnen und Vertreter wählen 
aus ihrer Mitte die Schülersprecherin oder den Schüler-
sprecher; sie können statt dessen auch einen Vorstand 
wählen, der aus der Schülersprecherin oder dem Schü-
lersprecher und in der Regel bis zu zwei stellvertreten-
den Mitgliedern besteht. Durch Beschluss der Vorsit-
zenden der Klassensprecherversammlungen und ihrer 
Vertreterinnen und Vertreter kann die Wahl nach Satz 
2 auf die Vollversammlung der Schülerinnen und Schü-
ler übertragen werden. Absatz 2 Satz 5 und 6 gilt ent-
sprechend. 

(3) Des Benehmens mit der Versammlung der Klas-
sensprecherinnen und Klassensprecher an den 
Schulen mit Sekundarstufe I oder Sekundarstufe II 
bedürfen 
1. die Maßnahmen für Schulentwicklung und Qua-

litätssicherung, 
2. die Erweiterung, Einschränkung oder Aufhe-

bung der Schule,  
3. die Einbeziehung der Schule in einen Schulver-

such,  
4. die Verleihung einer Bezeichnung oder Ände-

rung der Bezeichnung der Schule,  
5. die Organisation von Unterricht und außerun-

terrichtlicher Betreuung in der Ganztagsschule,  
6. die Aufstellung von Grundsätzen der Schule für 

die außerschulische Benutzung der Schulge-
bäude und Schulanlagen. 

(4) In Schulzentren und Kooperativen Gesamtschulen 
können die Versammlungen der Klassensprecherinnen 
und Klassensprecher gemeinsame Arbeitsgruppen für 
Angelegenheiten, die über den Bereich der einzelnen 
Schule hinausgehen, bilden. 

(4) Der Zustimmung der Versammlung der Klas-
sensprecherinnen und Klassensprecher an den 
Schulen mit Sekundarstufe I oder Sekundarstufe II 
bedürfen folgende Maßnahmen der Schule:  
1. Abweichungen von der Stundentafel, soweit sie 

in das Ermessen der einzelnen Schule gestellt 
sind, um fachliche oder pädagogische Schwer-
punkte zu setzen,  

2. Aufstellung von Grundsätzen eines besonde-
ren unterrichtlichen Angebots, 

3. Aufstellung von Grundsätzen über den Umfang 
und die Verteilung von Hausaufgaben, 
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4. Regelungen für die Teilnahme von Eltern am 
Unterricht des eigenen Kindes,  

5. Aufstellung von Grundsätzen für die Durchfüh-
rung von Schulfahrten,  

6. Einführung und Beendigung der Fünftagewo-
che und wesentliche Änderungen der Unter-
richtszeit, soweit sie der einzelnen Schule 
überlassen sind,  

7. Abschluss von Schulpartnerschaften und Auf-
stellung von Grundsätzen für den Austausch 
von Schülerinnen und Schülern, 

8. grundsätzliche Fragen der Berufsberatung, der 
Gesundheitspflege, der Ernährung und des Ju-
gendschutzes in der Schule,  

9. die Aufstellung von Grundsätzen der Schule für 
die Durchführung außerunterrichtlicher schuli-
scher Veranstaltungen, 

10. die Aufstellung von Grundsätzen der Schule für 
die Organisation des Unterrichts bei besonde-
ren Witterungsbedingungen,  

11. die Aufstellung der Hausordnung. 
Wird ein Einvernehmen nicht erreicht, so kann die 
Schulleiterin oder der Schulleiter oder die Ver-
sammlung der Klassensprecherinnen und Klassen-
sprecher die Entscheidung des Schulausschusses 
herbeiführen. Die Rechte der Schulaufsicht bleiben 
unberührt.  

(5) Die Versammlung der Klassensprecherinnen und 
Klassensprecher wählt mindestens eine Lehrkraft als 
Verbindungslehrkraft. Durch Beschluss der Versamm-
lung kann die Wahl der Vollversammlung der Schüle-
rinnen und Schüler übertragen werden. Die Verbin-
dungslehrkraft berät, unterstützt und fördert die Schü-
lerinne und Schüler in Fragen der Vertretung für Schü-
lerinnen und Schüler. Sie nimmt an den Sitzungen der 
Versammlung der Klassensprecherinnen und Klassen-
sprecher beratend teil. 

(5) Die Anhörung nach Absatz 2 kann durch eine 
Anhörung des Schulausschusses, die Benehmens-
herstellung nach Absatz 3 durch eine Benehmens-
herstellung des Schulausschusses und die Zustim-
mung nach Absatz 4 durch Zustimmung des Schul-
ausschusses ersetzt werden, wenn die Versamm-
lung der Klassensprecherinnen und Klassenspre-
cher und der Schulelternbeirat diesem Verfahren 
vorab zustimmen. 

 (6) In den Schulen der Primarstufe wird die Ver-
sammlung der Klassensprecherinnen und Klassen-
sprecher bei geeigneten Maßnahmen aus dem in 
den Absätzen 2 bis 4 geregelten Mitbestimmungs-
katalog altersangemessen beteiligt.  

  

 § 33 a 
Errichtung der Versammlung der Klassenspreche-

rinnen und Klassensprecher, Verbindungslehr-
kräfte 

 

Vgl. § 33 Abs. 2 (1) Die Versammlung der Klassensprecherinnen und 
Klassensprecher besteht aus den Klassensprecherin-
nen und Klassensprechern aller Klassen der Schule. 
Sie wählt aus der Mitte der Schülerinnen und Schüler 
die Schülersprecherin oder den Schülersprecher und 
eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter. Die Ver-
sammlung kann anstelle der Wahl nach Satz 2 aus der 
Mitte der Schülerinnen und Schüler einen Vorstand 
wählen, der aus der Schülersprecherin oder dem 
Schülersprecher und in der Regel bis zu zwei stellver-
tretenden Mitgliedern besteht. Durch Beschluss der 
Versammlung kann die Wahl nach Satz 2 und 3 der 
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Vollversammlung der Schülerinnen und Schüler über-
tragen werden. Die Schülersprecherin oder der Schü-
lersprecher leitet die Versammlung der Klassenspre-
cherinnen und Klassensprecher. Sie oder er vertritt al-
lein oder im Fall der Wahl eines Vorstands gemeinsam 
mit den stellvertretenden Mitgliedern die Versammlung 
der Klassensprecherinnen und Klassensprecher. 

Vgl. § 33 Abs. 3 (2) An berufsbildenden Schulen, die mehrere Schulfor-
men umfassen, bestehen Versammlungen der Klas-
sensprecherinnen und Klassensprecher für die jeweili-
gen Schulformen; diese wählen jeweils aus ihrer Mitte 
eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden. Die Vorsit-
zenden und ihre Vertreterinnen und Vertreter wählen 
aus ihrer Mitte die Schülersprecherin oder den Schü-
lersprecher; sie können statt dessen auch einen Vor-
stand wählen, der aus der Schülersprecherin oder dem 
Schülersprecher und in der Regel bis zu zwei stellver-
tretenden Mitgliedern besteht. Durch Beschluss der 
Vorsitzenden der Klassensprecherversammlungen und 
ihrer Vertreterinnen und Vertreter kann die Wahl nach 
Satz 2 auf die Vollversammlung der Schülerinnen und 
Schüler übertragen werden. Absatz 1 Satz 5 und 6 gilt 
entsprechend. 

Vgl. § 33 Abs. 4 (3) In Schulzentren und Kooperativen Gesamtschulen 
können die Versammlungen der Klassensprecherinnen 
und Klassensprecher gemeinsame Arbeitsgruppen für 
Angelegenheiten, die über den Bereich der einzelnen 
Schule hinausgehen, bilden. 

Vgl. § 33 Abs. 5 (4) Die Versammlung der Klassensprecherinnen und 
Klassensprecher wählt mindestens eine Lehrkraft als 
Verbindungslehrkraft. Durch Beschluss der Versamm-
lung kann die Wahl der Vollversammlung der Schüle-
rinnen und Schüler übertragen werden. Die Verbin-
dungslehrkraft berät, unterstützt und fördert die Schü-
lerinne und Schüler in Fragen der Vertretung für Schü-
lerinnen und Schüler. Sie nimmt an den Sitzungen der 
Versammlung der Klassensprecherinnen und Klassen-
sprecher beratend teil. 

…  

§ 35 
Kreis- und Stadtvertretungen, Landesvertretung 

für Schülerinnen und Schüler 
 

(1) Zum Erfahrungs- und Meinungsaustausch und dem 
Erarbeiten gemeinsamer Stellungnahmen im Rahmen 
der Zielsetzung der Vertretungen für Schülerinnen und 
Schüler sollen Kreis- oder Stadtvertretungen für Schü-
lerinnen und Schüler gebildet werden. Diese setzen 
sich aus jeweils zwei Schülerinnen oder Schülern aller 
Schulen der Sekundarstufen I und II des Landkreises 
oder der kreisfreien Stadt zusammen, welche von der 
Versammlung der Klassensprecherinnen und Klassen-
sprecher oder, sofern die Versammlung dies be-
schließt, von der Vollversammlung der Schülerinnen 
und Schüler gewählt werden. Die Kreis- und Stadtver-
tretungen wählen aus ihrer Mitte die Vertreterinnen und 
Vertreter zur Landeskonferenz für Schülerinnen und 
Schüler sowie einen Vorstand. Die Vorstände der 
Kreis- und Stadtvertretungen für Schülerinnen und 
Schüler vertreten die Belange der Schülerinnen und 

§ 35 
Kreis- und Stadtvertretungen, Landesvertretung 

für Schülerinnen und Schüler 
 

(1) Zum Erfahrungs- und Meinungsaustausch und dem 
Erarbeiten gemeinsamer Stellungnahmen im Rahmen 
der Zielsetzung der Vertretungen für Schülerinnen und 
Schüler sollen Kreis- oder Stadtvertretungen für Schü-
lerinnen und Schüler gebildet werden. Diese setzen 
sich aus jeweils zwei Schülerinnen oder Schülern aller 
Schulen der Sekundarstufen I und II des Landkreises 
oder der kreisfreien Stadt zusammen, welche von der 
Versammlung der Klassensprecherinnen und Klassen-
sprecher oder, sofern die Versammlung dies be-
schließt, von der Vollversammlung der Schülerinnen 
und Schüler gewählt werden. Die Kreis- und Stadtver-
tretungen wählen aus ihrer Mitte die Vertreterinnen 
und Vertreter zur Landeskonferenz für Schülerinnen 
und Schüler sowie einen Vorstand. Die Vorstände der 
Kreis- und Stadtvertretungen für Schülerinnen und 
Schüler vertreten die Belange der Schülerinnen und 
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Schüler gegenüber den zuständigen Schulträgern. 
Diese sollen die Vorstände der Kreis- und Stadtvertre-
tungen für Schülerinnen und Schüler bei Angelegenhei-
ten, die Schülerinnen und Schüler betreffen, möglichst 
frühzeitig beteiligen. 
… 
(5) Der Landesvorstand besteht aus höchstens zehn 
Mitgliedern. Er wird von den Mitgliedern der Landes-
konferenz für Schülerinnen und Schüler gewählt. Bei 
der Wahl soll auf die regionale Verteilung sowie die an-
gemessene Repräsentanz aller Schularten geachtet 
werden. Der Landesvorstand vertritt die Landesvertre-
tung für Schülerinnen und Schüler gegenüber dem 
fachlich zuständigen Ministerium. Dieses hat den Lan-
desvorstand bei der Vorlage neuer Regelungen, die 
Angelegenheiten der Schülerinnen und Schüler betref-
fen, möglichst frühzeitig zu beteiligen. Des Benehmens 
mit dem Landesvorstand bedürfen Regelungen, die 
Fragen der Vertretung für Schülerinnen und Schüler 
betreffen. 
… 

Schüler gegenüber den zuständigen Schulträgern. 
Diese sollen die Vorstände der Kreis- und Stadtvertre-
tungen für Schülerinnen und Schüler bei Angelegen-
heiten, die Schülerinnen und Schüler betreffen, mög-
lichst frühzeitig beteiligen. 
… 
(5) Der Landesvorstand besteht aus höchstens 16 Mit-
gliedern. Er wird von den Mitgliedern der Landeskonfe-
renz für Schülerinnen und Schüler gewählt. Bei der 
Wahl soll auf die regionale Verteilung sowie die ange-
messene Repräsentanz aller Schularten geachtet wer-
den. Der Landesvorstand vertritt die Landesvertretung 
für Schülerinnen und Schüler gegenüber dem fachlich 
zuständigen Ministerium. Dieses hat den Landesvor-
stand bei der Vorlage neuer Regelungen, die Angele-
genheiten der Schülerinnen und Schüler betreffen, 
möglichst frühzeitig zu beteiligen. Des Benehmens mit 
dem Landesvorstand bedürfen Regelungen, die Fra-
gen der Vertretung für Schülerinnen und Schüler be-
treffen. 
… 

§ 38 
Elternvertretungen 

… 

§ 38 
Elternvertretungen 

… 

(2) Elternvertretungen sind die Klassenelternversamm-
lung, der Schulelternbeirat, der Regionalelternbeirat 
und der Landeselternbeirat. Die gewählten Elternver-
treterinnen und Elternvertreter üben ein öffentliches 
Ehrenamt aus. Soweit sie in einem Dienst- oder Ar-
beitsverhältnis stehen, ist ihnen auf Antrag die für die 
Ausübung des öffentlichen Ehrenamtes notwendige 
Zeit zu gewähren. 

 

 

 

(2) Elternvertretungen sind die Klassenelternversamm-
lung, der Schulelternbeirat, der Regionalelternbeirat 
und der Landeselternbeirat. In Elternvertretungen 
wahlberechtigt und wählbar ist jeder Elternteil im 
Sinne von § 37 Abs. 2 und 3. Wird das Kind eines 
in eine Elternvertretung gewählten Elternteils im 
Laufe der Amtsperiode des Gremiums volljährig, 
so kann die Mitgliedschaft in der Elternvertretung 
bis zum Ende der Amtsperiode des Gremiums, in 
das der Elternteil vor Volljährigkeit des Kindes ge-
wählt wurde, ausgeübt werden. Die gewählten El-
ternvertreterinnen und Elternvertreter üben ein öffentli-
ches Ehrenamt aus. Soweit sie in einem Dienst- oder 
Arbeitsverhältnis stehen, ist ihnen auf Antrag die für 
die Ausübung des öffentlichen Ehrenamtes notwen-
dige Zeit zu gewähren. 

… … 

§ 40  
Schulelternbeirat 

… 

§ 40  
Schulelternbeirat 

… 

 (7) Die Anhörung nach Absatz 4 kann durch eine 
Anhörung des Schulausschusses, die Benehmens-
herstellung nach Absatz 5 durch eine Benehmens-
herstellung des Schulausschusses und die Zustim-
mung nach Absatz 6 durch eine Zustimmung des 
Schulausschusses ersetzt werden, wenn die Ver-
sammlung der Klassensprecherinnen und Klassen-
sprecher und der Schulelternbeirat diesem Verfah-
ren vorab zustimmen. 

…  

§ 41 
Errichtung des Schulelternbeirats 

… 

§ 41 
Errichtung des Schulelternbeirats 

… 

(2) Dem Schulelternbeirat gehören mindestens drei 
und höchstens 20 Mitglieder an. Die Mitglieder werden 

(2) Dem Schulelternbeirat gehören mindestens drei 
und höchstens 20 Mitglieder an. Die Mitglieder wer-
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aus der Mitte der Eltern in einer Wahlversammlung ge-
wählt. Um die gesellschaftliche Verantwortung für Er-
ziehung und Bildung den Sorgeberechtigten gleichmä-
ßig zuzuordnen, bemüht sich die Schule um eine reprä-
sentative Vertretung von Frauen und Männern im 
Schulelternbeirat. 
 
… 

den aus der Mitte der Eltern in einer Wahlversamm-
lung gewählt. Um die gesellschaftliche Verantwortung 
für Erziehung und Bildung den Sorgeberechtigten 
gleichmäßig zuzuordnen, bemüht sich die Schule um 
eine repräsentative Vertretung von Frauen und Män-
nern im Schulelternbeirat. An Schwerpunktschulen 
ist darauf zu achten, dass im Schulelternbeirat 
auch Eltern von Kindern mit Behinderungen vertre-
ten sind.  
… 

§ 44 
Errichtung der Regionalelternbeiräte 

… 

§ 44 
Errichtung der Regionalelternbeiräte 

… 

(3) Dem Regionalelternbeirat gehören an: 
1. im Wahlbezirk Koblenz 

vier Vertreterinnen oder Vertreter der öffentlichen 
Realschulen plus, drei Vertreterinnen oder Vertre-
ter der öffentlichen Grundschulen, zwei Vertrete-
rinnen oder Vertreter der öffentlichen Gymnasien 
sowie je eine Vertreterin oder ein Vertreter der öf-
fentlichen Integrierten Gesamtschulen, Förder-
schulen, berufsbildenden Schulen und der staat-
lich genehmigten oder anerkannten Schulen in 
freier Trägerschaft, 

2. im Wahlbezirk Rheinhessen-Pfalz 
vier Vertreterinnen oder Vertreter der öffentlichen 
Realschulen plus, je drei Vertreterinnen oder Ver-
treter der öffentlichen Grundschulen und Gymna-
sien sowie je eine Vertreterin oder ein Vertreter 
der öffentlichen Integrierten Gesamtschulen, För-
derschulen, berufsbildenden Schulen und der 
staatlich genehmigten oder anerkannten Schulen 
in freier Trägerschaft, 

3. im Wahlbezirk Trier 
je zwei Vertreterinnen oder Vertreter der öffentli-
chen Grundschulen, Realschulen plus und Gym-
nasien sowie je eine Vertreterin oder ein Vertreter 
der öffentlichen Integrierten Gesamtschulen, För-
derschulen, berufsbildenden Schulen und der 
staatlich genehmigten oder anerkannten Schulen 
in freier Trägerschaft, 

4. in jedem Wahlbezirk 
eine Vertreterin oder ein Vertreter der Eltern mit 
nicht deutscher Herkunftssprache, sofern nicht be-
reits Eltern mit nicht deutscher Herkunftssprache 
zu Mitgliedern des Gremiums gewählt worden 
sind; die Vertreterin oder der Vertreter der Eltern 
mit nicht deutscher Herkunftssprache wird vom 
Regionalelternbeirat benannt. 

(3) Dem Regionalelternbeirat gehören an: 
1. im Wahlbezirk Koblenz 13 Vertreterinnen oder 

Vertreter, 
 
 
 
 
 
 
 

2. im Wahlbezirk Rheinhessen-Pfalz 14 Vertreterin-
nen oder Vertreter,  

 

 

3. im Wahlbezirk Trier zehn Vertreterinnen oder 
Vertreter,  

 

 

 

4. in jedem Wahlbezirk eine Vertreterin oder ein Ver-
treter der Eltern mit nicht deutscher Herkunftsspra-
che, sofern nicht bereits ein Elternteil Eltern mit 
nicht deutscher Herkunftssprache zum Mitglied 
des Gremiums gewählt worden sind. ; die Vertre-
terin oder der Vertreter der Eltern mit nicht 
deutscher Herkunftssprache wird vom Regio-
nalelternbeirat benannt. 

(4) In jedem Wahlbezirk wird für die Schulen nach Ab-
satz 3 je eine Wahlversammlung gebildet, die aus den 
Mitgliedern der Schulelternbeiräte die Mitglieder des 
Regionalelternbeirats wählt. Der Wahlversammlung 
gehören an: 
1. für die öffentlichen Grundschulen für jeden Landkreis 

und jede kreisfreie Stadt je drei Wahlvertreterinnen 
oder Wahlvertreter, im Verhinderungsfall deren Stell-
vertreterinnen oder Stellvertreter, 

2. für die öffentlichen Realschulen plus, Gymnasien, In-
tegrierten Gesamtschulen, berufsbildenden Schulen, 

(4) In jedem Wahlbezirk wird für die öffentlichen 
Grundschulen, Realschulen plus, Integrierten Ge-
samtschulen, Gymnasien, berufsbildenden Schu-
len und Förderschulen je eine Wahlversammlung 
gebildet, die aus den Mitgliedern der Schuleltern-
beiräte der jeweiligen Schulart die Mitglieder des 
Regionalelternbeirats wählt. In jedem Wahlbezirk 
wird für die staatlich genehmigten oder anerkann-
ten Schulen in freier Trägerschaft eine Wahlver-
sammlung gebildet, die aus den Mitgliedern der 
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Förderschulen und die staatlich genehmigten oder 
anerkannten Schulen in freier Trägerschaft, die 
Schulelternsprecherinnen und die Schulelternspre-
cher, im Verhinderungsfall deren Stellvertreterinnen 
und Stellvertreter oder, falls diese verhindert sind, 
ein anderes Mitglied des Schulelternbeirats, das der 
Schulelternbeirat wählt.  

Die Wahlvertreterinnen und Wahlvertreter der Grund-
schulen werden von den Schulelternsprecherinnen und 
Schulelternsprechern aus der Mitte der Schulelternbei-
räte gewählt. Ist die Schulelternsprecherin oder der 
Schulelternsprecher verhindert, gilt Satz 2 Nr. 2 ent-
sprechend. 

Schulelternbeiräte der jeweiligen Schulart aller staat-
lich genehmigten oder anerkannten Schulen in 
freier Trägerschaft ein Mitglied des Regionaleltern-
beirats wählt. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

… … 

§ 46 
Errichtung des Landeselternbeirats 

§ 46 
Errichtung des Landeselternbeirats 

 

(1) Dem Landeselternbeirat gehören an: 
1. im Wahlbezirk Koblenz 

drei Vertreterinnen oder Vertreter der öffentlichen 
Grundschulen, je zwei Vertreterinnen oder Vertre-
ter der öffentlichen Realschulen plus und der Gym-
nasien, je eine Vertreterin oder ein Vertreter der öf-
fentlichen Integrierten Gesamtschulen, berufsbil-
denden Schulen, Förderschulen sowie der staatlich 
genehmigten oder anerkannten Schulen in freier 
Trägerschaft, 

2. im Wahlbezirk Rheinhessen-Pfalz 
je drei Vertreterinnen oder Vertreter der öffentli-
chen Grundschulen und Realschulen plus, je zwei 
Vertreterinnen oder Vertreter der öffentlichen Gym-
nasien und berufsbildenden Schulen und je eine 
Vertreterin oder ein Vertreter der öffentlichen Inte-
grierten Gesamtschulen, Förderschulen sowie der 
staatlich genehmigten oder anerkannten Schulen in 
freier Trägerschaft, 

3. im Wahlbezirk Trier 
zwei Vertreterinnen oder Vertreter der öffentlichen 
Realschulen plus, je eine Vertreterin oder ein Ver-
treter der öffentlichen Grundschulen, Gymnasien, 
Integrierten Gesamtschulen, berufsbildenden Schu-
len, Förderschulen und der staatlich genehmigten 
oder anerkannten Schulen in freier Trägerschaft, 

4. die Regionalelternsprecherinnen und Regionalel-
ternsprecher, 

5. im Fall des Absatzes 2 Satz 3 ein oder zwei Vertre-
terinnen oder Vertreter der Eltern mit nicht deut-
scher Herkunftssprache. 
Ist eine Integrierte Gesamtschule im Wahlbezirk 
Trier errichtet, wird für die Wahlbezirke Koblenz 
und Trier eine gemeinsame Vertreterin oder ein ge-
meinsamer Vertreter der Integrierten Gesamtschu-
len gewählt; Absatz 2 Satz 1 gilt entsprechend. 

(1) Dem Landeselternbeirat gehören an: 
1. im Wahlbezirk Koblenz zehn Vertreterinnen oder 

Vertreter, 
 
 
 
 
 
 
 
2. im Wahlbezirk Rheinhessen-Pfalz 14 Vertreterin-

nen oder Vertreter, 
 
 
 
 
 
 
 
3. im Wahlbezirk Trier sieben Vertreterinnen oder 

Vertreter, 
 
 
 
 
 
4. die Regionalelternsprecherinnen und Regionalel-

ternsprecher, 
5. im Fall des Absatzes 2 Satz 3 ein oder zwei Ver-

treterinnen oder Vertreter der Eltern mit nicht deut-
scher Herkunftssprache, sofern nicht bereits eine 
entsprechende Anzahl Elternteile mit nicht 
deutscher Herkunftssprache zu Mitgliedern des 
Gremiums gewählt worden sind. Ist eine Inte-
grierte Gesamtschule im Wahlbezirk Trier er-
richtet, wird für die Wahlbezirke Koblenz und 
Trier eine gemeinsame Vertreterin oder ein ge-
meinsamer Vertreter der Integrierten Gesamt-
schulen gewählt; Absatz 2 Satz 1 gilt entspre-
chend. 

(2) Die Vertreterinnen und Vertreter nach Absatz 1 
Satz 1 Nr. 1 bis 3 werden jeweils von den Wahlver-

(2) Die Vertreterinnen und Vertreter nach Absatz 1 
Satz 1 Nr. 1 bis 3 werden jeweils von den Wahlver-
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sammlungen nach § 44 Abs. 4, die für die entspre-
chenden Schulen gebildet sind, aus den Mitgliedern 
der Schulelternbeiräte gewählt. Um die gesellschaftli-
che Verantwortung für Erziehung und Bildung den Sor-
geberechtigten gleichmäßig zuzuordnen, bemühen 
sich alle Beteiligten um eine repräsentative Vertretung 
von Frauen und Männern im Landeselternbeirat. So-
weit weniger als zwei Elternvertreterinnen oder Eltern-
vertreter mit nicht deutscher Herkunftssprache gemäß 
Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 zu Mitgliedern des Gremi-
ums gewählt worden sind, benennt der Landeseltern-
beirat bis zu zwei Vertreterinnen oder Vertreter nach 
Absatz 1 Satz 1 Nr. 5. 

sammlungen nach § 44 Abs. 4, die für die entspre-
chenden Schulen gebildet sind, aus den Mitgliedern 

der Schulelternbeiräte der jeweiligen Schulart, im 
Falle des § 44 Abs. 4 Satz 2 aus den Mitgliedern der 
Schulelternbeiräte aller staatlich genehmigten oder 
anerkannten Schulen in freier Trägerschaft gewählt. 

Um die gesellschaftliche Verantwortung für Erziehung 
und Bildung den Sorgeberechtigten gleichmäßig zuzu-
ordnen, bemühen sich alle Beteiligten um eine reprä-
sentative Vertretung von Frauen und Männern im Lan-
deselternbeirat. Soweit weniger als zwei Elternver-
treterinnen oder Elternvertreter mit nicht deutscher 
Herkunftssprache gemäß Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 
3 zu Mitgliedern des Gremiums gewählt worden 
sind, benennt der Landeselternbeirat bis zu zwei 
Vertreterinnen oder Vertreter nach Absatz 1 Satz 1 
Nr. 5. 

(3) Der Landeselternbeirat wird auf die Dauer von drei 
Jahren gewählt. Er wählt für die Dauer seiner Amtszeit 
aus seiner Mitte die Landeselternsprecherin oder den 
Landeselternsprecher. Diese oder dieser vertritt den 
Landeselternbeirat gegenüber dem fachlich zuständi-
gen Ministerium. 

(3) Der Landeselternbeirat wird auf die Dauer von drei 
Jahren gewählt. Er wählt für die Dauer seiner Amtszeit 
aus seiner Mitte die Landeselternsprecherin oder den 
Landeselternsprecher. Diese oder dieser vertritt den 
Landeselternbeirat gegenüber dem fachlich zuständi-
gen Ministerium und der Öffentlichkeit. 

… … 

§ 48 a 
Errichtung des Schulausschusses 

… 

§ 48 a 
Errichtung des Schulausschusses 

… 

(2) Dem Schulausschuss gehören Lehrkräfte, Schüle-
rinnen und Schüler sowie Eltern im jeweils gleichen 
Verhältnis an; je nach Größe der Schule hat er insoweit 
drei bis zwölf Mitglieder. Die Schulleiterin oder der 
Schulleiter leitet den Schulausschuss und hat bera-
tende Stimme. Bei berufsbildenden Schulen gehören 
dem Schulausschuss außerdem je eine Vertreterin o-
der ein Vertreter der Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer und der Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber an. Ver-
treterinnen und Vertreter der Schulbehörden können an 
den Sitzungen teilnehmen. Im Falle des § 48 Abs. 3 Nr. 
6 erhöht sich die Zahl der nach Satz 1 erforderlichen 
Lehrkräfte auf das Doppelte; das gilt nicht, wenn Schü-
lerinnen und Schüler oder Eltern im Schulausschuss 
gemäß Absatz 5 nicht vertreten sind. 

(2) Dem Schulausschuss gehören Lehrkräfte, Schüle-
rinnen und Schüler sowie Eltern im jeweils gleichen 
Verhältnis an; je nach Größe der Schule hat er inso-
weit drei bis zwölf Mitglieder. In den Fällen des § 33 
Abs. 5 und des § 40 Abs. 7 erhöht sich die Zahl der 
Mitglieder des Schulausschusses auf das Dop-
pelte. Die Schulleiterin oder der Schulleiter leitet den 
Schulausschuss und hat beratende Stimme. Bei be-
rufsbildenden Schulen gehören dem Schulausschuss 
außerdem je eine Vertreterin oder ein Vertreter der Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer und der Arbeitge-
berinnen und Arbeitgeber an. Vertreterinnen und Ver-
treter der Schulbehörden können an den Sitzungen 
teilnehmen. Im Falle des § 48 Abs. 3 Nr. 6 erhöht sich 
die Zahl der nach Satz 1 erforderlichen Lehrkräfte auf 
das Doppelte; das gilt nicht, wenn Schülerinnen und 
Schüler oder Eltern im Schulausschuss gemäß Absatz 
5 nicht vertreten sind. 

(3) Die Schülersprecherin oder der Schülersprecher so-
wie die Schulelternsprecherin oder der Schuleltern-
sprecher vertreten kraft Amtes ihre Gruppe im Schul-
ausschuss. Im Übrigen wählen die Gesamtkonferenz 
aus dem Kreis der Lehrkräfte, die Versammlung der 
Klassensprecherinnen und Klassensprecher aus dem 
Kreis der Schülerinnen und Schüler und der 
Schulelternbeirat aus dem Kreis der Eltern ihre Mitglie-
der im Schulausschuss. Bei berufsbildenden Schulen, 
an denen mehrere Versammlungen der Klassenspre-
cherinnen und Klassensprecher nach § 33 Abs. 3 gebil-
det sind, treten an die Stelle der Versammlung die Vor-
sitzenden und ihre Vertreterinnen und Vertreter. 

(3) Die Schülersprecherin oder der Schülersprecher 
sowie die Schulelternsprecherin oder der Schuleltern-
sprecher vertreten kraft Amtes ihre Gruppe im Schul-
ausschuss. Im Übrigen wählen die Gesamtkonferenz 
aus dem Kreis der Lehrkräfte, die Versammlung der 
Klassensprecherinnen und Klassensprecher aus dem 
Kreis der Schülerinnen und Schüler und der 
Schulelternbeirat aus dem Kreis der Eltern ihre Mitglie-
der im Schulausschuss. Bei berufsbildenden Schulen, 
an denen mehrere Versammlungen der Klassenspre-
cherinnen und Klassensprecher nach § 33 a Abs. 2 
gebildet sind, treten an die Stelle der Versammlung die 
Vorsitzenden und ihre Vertreterinnen und Vertreter. 
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(4) Die Amtszeit der gewählten Lehrkräfte, Eltern und 
der Mitglieder nach Absatz 2 Satz 3 beträgt zwei Jahre, 
der gewählten Schülerinnen und Schüler ein Jahr. 

(4) Die Amtszeit der gewählten Lehrkräfte, Eltern und 
der Mitglieder nach Absatz 2 Satz 4 beträgt zwei 
Jahre, der gewählten Schülerinnen und Schüler ein 
Jahr. 

(5) Bei Schulen, an denen keine Versammlungen der 
Klassensprecherinnen und Klassensprecher oder 
Schulelternbeiräte gebildet sind, sind Schülerinnen und 
Schüler oder Eltern im Schulausschuss nicht vertreten. 

(5) Bei Schulen, an denen keine Versammlungen der 
Klassensprecherinnen und Klassensprecher oder 
Schulelternbeiräte gebildet sind, sind Schülerinnen und 
Schüler oder Eltern im Schulausschuss nicht vertreten. 

…  

§ 49 
Verfahrensgrundsätze 

§ 49 
Verfahrensgrundsätze 

 

 (1) Soweit nicht anders bestimmt, hat jedes stimm-
berechtigte Mitglied eine Stimme.  

(1) Ein Gremium ist beschlussfähig, wenn bei der Be-
schlussfassung die Hälfte der stimmberechtigten Mit-
glieder anwesend und die Sitzung ordnungsgemäß ein-
berufen ist. Die Zahl der anwesenden Mitglieder ist für 
die Beschlussfassung ohne Bedeutung, wenn wegen 
Beschlussunfähigkeit zum zweiten Male zur Behand-
lung desselben Gegenstandes eingeladen ist; bei der 
zweiten Ladung ist hierauf hinzuweisen. Bei Konferen-
zen müssen mindestens zwei Drittel der stimmberech-
tigten Mitglieder, bei Klassenelternversammlungen in 
der Regel mindestens fünf stimmberechtigte Mitglieder 
anwesend sein; bei Klassenelternversammlungen der 
Klassen von bis zu zwölf minderjährigen Schülerinnen 
und Schülern genügt die Anwesenheit von mindestens 
drei stimmberechtigten Mitgliedern; Satz 2 findet keine 
Anwendung. Erscheinen in der Klassenelternversamm-
lung weniger als die in Satz 3 vorgeschriebenen stimm-
berechtigten Mitglieder, so können Klassenelternver-
sammlungen in einer klassenübergreifenden Wahl oder 
Abstimmung bezüglich einer gemeinsamen Angelegen-
heit zusammengefasst werden, bis die in Satz 3 vorge-
schriebene Mitgliederzahl erreicht ist. 

(2) Ein Gremium ist beschlussfähig, wenn bei der Be-
schlussfassung die Hälfte der stimmberechtigten Mit-
glieder anwesend und die Sitzung ordnungsgemäß 
einberufen ist. Die Zahl der anwesenden Mitglieder ist 
für die Beschlussfassung ohne Bedeutung, wenn we-
gen Beschlussunfähigkeit zum zweiten Male zur Be-
handlung desselben Gegenstandes eingeladen ist; bei 
der zweiten Ladung ist hierauf hinzuweisen. Bei Konfe-
renzen müssen mindestens zwei Drittel der stimmbe-
rechtigten Mitglieder, bei Klassenelternversammlungen 
in der Regel mindestens fünf stimmberechtigte Mitglie-
der anwesend sein; bei Klassenelternversammlungen 
der Klassen von bis zu zwölf minderjährigen Schülerin-
nen und Schülern genügt die Anwesenheit von min-
destens drei stimmberechtigten Mitgliedern; Satz 2 fin-
det keine Anwendung. Erscheinen in der Klassenel-
ternversammlung weniger als die in Satz 3 vorge-
schriebenen stimmberechtigten Mitglieder, so können 
Klassenelternversammlungen in einer klassenübergrei-
fenden Wahl oder Abstimmung bezüglich einer ge-
meinsamen Angelegenheit zusammengefasst werden, 
bis die in Satz 3 vorgeschriebene Mitgliederzahl er-
reicht ist. 

(2) Beschlüsse werden mit den Stimmen der Mehrheit 
der anwesenden Mitglieder gefasst. Die Abstimmung 
erfolgt offen, soweit das Gremium nichts anderes be-
schließt. 

(3) Beschlüsse werden mit den Stimmen der Mehrheit 
der anwesenden Mitglieder gefasst. Die Abstimmung 
erfolgt offen, soweit das Gremium nichts anderes be-
schließt. 

(3) Wahlen sind geheim; Wahlen, die in Wahlversamm-
lungen oder bei Sitzungen der Gremien durchgeführt 
werden, können offen erfolgen, wenn alle anwesenden 
Wahlberechtigten zustimmen. Die Abwahl der Eltern-
sprecherinnen und Elternsprecher (§ 39 Abs. 3 Satz 2, 
§ 41 Abs. 4 Satz 1, § 44 Abs. 5 Satz 2, § 46 Abs. 3 
Satz 2), ihrer Stellvertreterinnen und Stellvertreter (Ab-
satz 4) sowie der Schülervertreterinnen und Schüler-
vertreter (§ 32 Abs. 2 Satz 2, § 33 Abs. 2 Satz 2 und 3 
und Abs. 3 Satz 2, § 35 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 5) ist 
zulässig. 

(4) Wahlen sind geheim; Wahlen, die in Wahlver-
sammlungen oder bei Sitzungen der Gremien durchge-
führt werden, können offen erfolgen, wenn alle anwe-
senden Wahlberechtigten zustimmen. Die Abwahl der 
Elternsprecherinnen und Elternsprecher (§ 39 Abs. 3 
Satz 2, § 41 Abs. 4 Satz 1, § 44 Abs. 5 Satz 2, § 46 
Abs. 3 Satz 2), ihrer Stellvertreterinnen und Stellvertre-
ter (Absatz 5) sowie der Schülervertreterinnen und 
Schülervertreter (§ 32 Abs. 2 Satz 2, § 33 a Abs. 1 
Satz 2 und 3 und Abs. 2 Satz 2, § 35 Abs. 1 Satz 3 
und Abs. 5) ist zulässig. 

(4) Für jedes gewählte Mitglied eines Gremiums ist 
eine Stellvertreterin oder ein Stellvertreter zu wählen, 
soweit dieses Gesetz nicht die Stellvertretung festlegt; 
Entsprechendes gilt für die Vorsitzende oder den Vor-
sitzenden eines Gremiums. Für die Mitglieder des Lan-
deselternbeirats und der Regionalelternbeiräte sowie 
für die Sprecherinnen und Sprecher dieser Gremien 

(5) Für jedes gewählte Mitglied eines Gremiums ist 
eine Stellvertreterin oder ein Stellvertreter zu wählen, 
soweit dieses Gesetz nicht die Stellvertretung festlegt; 
Entsprechendes gilt für die Vorsitzende oder den Vor-
sitzenden eines Gremiums. Für die Mitglieder des Lan-
deselternbeirats und der Regionalelternbeiräte sowie 
für die Sprecherinnen und Sprecher dieser Gremien 
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werden jeweils zwei Stellvertreterinnen oder Stellver-
treter gewählt; für die Vertretung der Eltern mit nicht 
deutscher Herkunftssprache gemäß § 44 Abs. 3 Nr. 4 
und § 46 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 werden jeweils zwei Stell-
vertreterinnen oder Stellvertreter benannt. 

werden jeweils zwei Stellvertreterinnen oder Stellver-
treter gewählt; für die Vertretung der Eltern mit nicht 
deutscher Herkunftssprache gemäß § 44 Abs. 3 Nr. 4 
und § 46 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 werden jeweils zwei Stell-
vertreterinnen oder Stellvertreter benannt. 

(5) Die Elternvertretungen können in besonderen Fäl-
len eine Sitzung in Abwesenheit der in § 39 Abs. 5, § 
41 Abs. 5 Satz 1 und 2, § 44 Abs. 6 und § 46 Abs. 4, 
die Vertretungen für Schülerinnen und Schüler in Ab-
wesenheit der in § 33 Abs. 5 Satz 4 bezeichneten Per-
sonen durchführen. 

(6) Die Elternvertretungen können in besonderen Fäl-
len eine Sitzung in Abwesenheit der in § 39 Abs. 5, § 
41 Abs. 5 Satz 1 und 2, § 44 Abs. 6 und § 46 Abs. 4, 
die Vertretungen für Schülerinnen und Schüler in Ab-
wesenheit der in § 33 a Abs. 4 Satz 4 bezeichneten 
Personen durchführen. 

(6) Über Angelegenheiten, die ihrer Bedeutung nach ei-
ner vertraulichen Behandlung bedürfen, haben die El-
tern, Schülerinnen und Schüler sowie die Beauftragten 
der Arbeitnehmer- und Arbeitgebervertretungen nach 
§ 48 a Abs. 2 Satz 3 auch nach Beendigung ihrer 
Amtszeit Verschwiegenheit zu wahren. Dies gilt insbe-
sondere für personenbezogene Daten und Vorgänge. 

(7) Über Angelegenheiten, die ihrer Bedeutung nach 
einer vertraulichen Behandlung bedürfen, haben die 
Eltern, Schülerinnen und Schüler sowie die Beauftrag-
ten der Arbeitnehmer- und Arbeitgebervertretungen 
nach § 48 a Abs. 2 Satz 4 auch nach Beendigung ihrer 
Amtszeit Verschwiegenheit zu wahren. Dies gilt insbe-
sondere für personenbezogene Daten und Vorgänge. 

  

§ 50 
Ergänzende Vorschriften 

(1) Das fachlich zuständige Ministerium regelt durch 
Rechtsverordnung das Nähere über die Wahlen zu den 
Vertretungen für Schülerinnen und Schüler, zu den El-
ternvertretungen und zum Schulausschuss. 

§ 50 
Ergänzende Vorschriften 

(1) Das fachlich zuständige Ministerium regelt durch 
Rechtsverordnung das Nähere über die Wahlen zu 
den Vertretungen für Schülerinnen und Schüler, zu 
den Elternvertretungen und zum Schulausschuss so-
wie zu der Zusammensetzung der Regionaleltern-
beiräte und des Landeselternbeirats. In der Rechts-
verordnung nach Satz 1 ist insbesondere zu re-
geln: 
1. das Verfahren zur Durchführung der Wahlen, 
2. das Verfahren zur Durchführung von Abwahlen, 
3. das Ausscheiden von Mitgliedern, 
4. die Wahlprüfung,  
5. die Entschädigung der Mitglieder der Regionalel-
ternbeiräte, des Landeselternbeirats, der Landes-
vertretung für Schülerinnen und Schüler und der 
Mitglieder der Wahlversammlungen. 

… … 

Abschnitt 2 
Pflicht zum Schulbesuch 

§ 56 
Grundsatz 

… 
(2) Die Pflicht zum Schulbesuch besteht für Kinder von 
Asylbewerberinnen und Asylbewerbern und sich ohne 
ihre Eltern in Rheinland-Pfalz aufhaltende Kinder und 
Jugendliche, die einen Asylantrag gestellt haben, so-
bald sie einer Gemeinde zugewiesen sind und solange 
ihr Aufenthalt gestattet ist. Für ausreisepflichtige Kinder 
und Jugendliche besteht die Pflicht zum Schulbesuch 
bis zur Erfüllung ihrer Ausreisepflicht. Im Übrigen unter-
liegen Kinder von Ausländerinnen und Ausländern der 
Pflicht zum Schulbesuch, sofern die Voraussetzungen 
des Absatzes 1 vorliegen. 

… 

Abschnitt 2 
Pflicht zum Schulbesuch 

§ 56 
Grundsatz 

… 
(2) Die Pflicht zum Schulbesuch besteht für Kinder von 
Asylbewerberinnen und Asylbewerbern und sich ohne 
ihre Eltern in Rheinland-Pfalz aufhaltende Kinder und 
Jugendliche, die einen Asylantrag gestellt haben, so-
bald sie einer Gemeinde zugewiesen sind und solange 
ihr Aufenthalt gestattet ist. Vor der Zuweisung zu ei-
ner Gemeinde haben diese Kinder und Jugendliche 
das Recht, ein schulisches Angebot in der Aufnah-
meeinrichtung zu besuchen. Für ausreisepflichtige 
Kinder und Jugendliche besteht die Pflicht zum Schul-
besuch bis zur Erfüllung ihrer Ausreisepflicht. Im Übri-
gen unterliegen Kinder von Ausländerinnen und Aus-
ländern der Pflicht zum Schulbesuch, sofern die Vo-
raussetzungen des Absatzes 1 vorliegen. 
… 



Änderung Schulgesetz                                                                                                      Stand: 26.06.2020  

Seite 13 

Bisherige Fassung Neue Fassung 

§ 60 
Befreiung vom Schulbesuch 

(1) Vom Besuch einer Schule ist befreit, 
1. wem der Schulweg zu der für ihn geeigneten För-

derschule oder geeigneten anderen Schule nach § 
59 Abs. 4 unzumutbar ist, solange eine Unterbrin-
gung nach § 63 nicht möglich ist, 

2. wer Wehrdienst, Jugendfreiwilligendienst im Sinne 
des Jugendfreiwilligendienstgesetzes vom 16. Mai 
2008 (BGBl. I S. 842) in der jeweils geltenden Fas-
sung oder Bundesfreiwilligendienst im Sinne des 
Bundesfreiwilligendienstgesetzes vom 28. April 
2011 (BGBl. I S. 687) in der jeweiligen Fassung ab-
leistet, 

3. eine Schülerin vor und nach der Entbindung ent-
sprechend den im Mutterschutzgesetz bestimmten 
Fristen; auf Antrag kann die Schulleiterin oder der 
Schulleiter die Befreiung auf vier Monate vor und 
drei Monate nach der Entbindung ausdehnen. 

§ 60 
Befreiung vom Schulbesuch 

(1) Vom Besuch einer Schule ist befreit, 
1. wem der Schulweg zu der für ihn geeigneten För-

derschule oder geeigneten anderen Schule nach 
§ 59 Abs. 4 unzumutbar ist, solange eine Unter-
bringung nach § 63 nicht möglich ist, 

2. wer Wehrdienst, Jugendfreiwilligendienst im Sinne 
des Jugendfreiwilligendienstgesetzes vom 16. Mai 
2008 (BGBl. I S. 842) in der jeweils geltenden Fas-
sung oder Bundesfreiwilligendienst im Sinne des 
Bundesfreiwilligendienstgesetzes vom 28. April 
2011 (BGBl. I S. 687) in der jeweiligen Fassung 
ableistet, 
eine Schülerin vor und nach der Entbindung ent-
sprechend den im Mutterschutzgesetz bestimmten 
Fristen; auf Antrag kann die Schulleiterin oder der 
Schulleiter die Befreiung auf vier Monate vor und 
drei Monate nach der Entbindung ausdehnen.  

… … 

§ 64 
Teilnahme am Unterricht, Untersuchungen 

… 

§ 64 
Teilnahme am Unterricht, Untersuchungen 

… 

(2) Sie sind verpflichtet, sich im Rahmen der Schul-
gesundheitspflege schulärztlich und schulzahnärztlich 
untersuchen zu lassen, soweit nicht in die körperliche 
Unversehrtheit eingegriffen wird. 

 

(2) Sie sind verpflichtet, sich im Rahmen der Schul-
gesundheitspflege schulärztlich und schulzahnärztlich 
untersuchen zu lassen, soweit nicht in die körperliche 
Unversehrtheit eingegriffen wird. Dies gilt auch für 
zur Schule angemeldete Kinder für die Schulein-
gangsuntersuchung. 

… … 

§ 67 
Verarbeitung von Daten, Statistische Erhebungen 

(1) Personenbezogene Daten von Schülerinnen und 
Schülern, Nichtschülerinnen und Nichtschülern, deren 
Eltern, Lehrkräften, pädagogischen und technischen 
Fachkräften sowie sonstigem pädagogischen Personal 
dürfen durch die Schulen, die Schulbehörden und die 
Schulträger verarbeitet werden, soweit dies zur Erfül-
lung der ihnen durch Rechtsvorschrift zugewiesenen 
schulbezogenen Aufgaben erforderlich ist. Die Daten 
dürfen zwischen diesen Stellen auch übermittelt wer-
den, soweit sie zur Erfüllung solcher Aufgaben der 
Empfängerin oder des Empfängers erforderlich sind. 
Die betroffenen Personen sind zur Angabe der Daten 
verpflichtet. 

§ 67 
Verarbeitung von Daten, Statistische Erhebungen 

(1) Personenbezogene Daten von Schülerinnen und 
Schülern, Nichtschülerinnen und Nichtschülern, deren 
Eltern, Lehrkräften, pädagogischen und technischen 
Fachkräften sowie sonstigem pädagogischen Perso-
nal dürfen durch die Schulen, die Schulbehörden und 
die Schulträger verarbeitet werden, soweit dies zur Er-
füllung der ihnen durch Rechtsvorschrift zugewiesenen 
schulbezogenen Aufgaben erforderlich ist. Die Daten 
dürfen zwischen diesen Stellen auch übermittelt wer-
den, soweit sie zur Erfüllung solcher Aufgaben der 
Empfängerin oder des Empfängers erforderlich sind. 
Die betroffenen Personen sind zur Angabe der Daten 
verpflichtet. 

 (2) Die öffentlichen Schulen sind verpflichtet, das 
von dem zuständigen Ministerium bereitgestellte 
landeseinheitliche Schulverwaltungsprogramm zu 
nutzen. 

(2) Zu Zwecken der Evaluation von Schule gemäß  
§ 23 Abs. 2 können die Schulbehörden geeignete Ver-
fahren einsetzen und durch Befragungen und Unter-
richtsbeobachtungen erhobene Daten verarbeiten. Die 
betroffenen Personen werden vorab über das Ziel des 
Vorhabens, die Art ihrer Beteiligung an der Untersu-
chung sowie die Verarbeitung ihrer Daten informiert. 
Personenbezogene Daten für diese Zwecke dürfen 
ohne Einwilligung der betroffenen Personen verarbeitet 

(3) Zu Zwecken der Evaluation von Schule gemäß 
§ 23 Abs. 2 können die Schulbehörden geeignete Ver-
fahren einsetzen und durch Befragungen und Unter-
richtsbeobachtungen erhobene Daten verarbeiten. Die 
betroffenen Personen werden vorab über das Ziel des 
Vorhabens, die Art ihrer Beteiligung an der Untersu-
chung sowie die Verarbeitung ihrer Daten informiert. 
Personenbezogene Daten für diese Zwecke dürfen 
ohne Einwilligung der betroffenen Personen verarbeitet 
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werden, wenn das öffentliche Interesse an der Durch-
führung eines von der obersten Schulbehörde geneh-
migten Vorhabens die schutzwürdigen Belange der be-
troffenen Personen erheblich überwiegt und der Zweck 
des Vorhabens auf andere Weise nicht oder nur mit ei-
nem unverhältnismäßigen Aufwand erreicht werden 
kann. Unter diesen Voraussetzungen dürfen personen-
bezogene Daten auch Dritten, die auf Veranlassung 
der obersten Schulbehörde tätig werden, außerhalb 
des öffentlichen Bereichs übermittelt werden. 

werden, wenn das öffentliche Interesse an der Durch-
führung eines von der obersten Schulbehörde geneh-
migten Vorhabens die schutzwürdigen Belange  
der betroffenen Personen erheblich überwiegt und der 
Zweck des Vorhabens auf andere Weise nicht oder nur 
mit einem unverhältnismäßigen Aufwand erreicht wer-
den kann. Unter diesen Voraussetzungen dürfen per-
sonenbezogene Daten auch Dritten, die auf Veranlas-
sung der obersten Schulbehörde tätig werden, außer-
halb des öffentlichen Bereichs übermittelt werden. 

(3) Für Zwecke der Lehrerausbildung, der Lehrerfortbil-
dung und der Qualitätsentwicklung von Unterricht dür-
fen Bild- und Tonaufzeichnungen des Unterrichts erfol-
gen, wenn die betroffenen Personen rechtzeitig über 
die beabsichtigte Aufzeichnung und den Aufzeich-
nungszweck informiert worden sind und nicht wider-
sprochen haben. Die Aufzeichnungen sind spätestens 
nach fünf Jahren zu löschen, soweit schutzwürdige Be-
lange der betroffenen Personen nicht eine frühere Lö-
schung erfordern. 

(4) Für Zwecke der Lehrerausbildung, der Lehrerfortbil-
dung und der Qualitätsentwicklung von Unterricht dür-
fen Bild- und Tonaufzeichnungen des Unterrichts erfol-
gen, wenn die betroffenen Personen rechtzeitig über 
die beabsichtigte Aufzeichnung und den Aufzeich-
nungszweck informiert worden sind und sie eingewil-
ligt haben. Die Aufzeichnungen sind spätestens nach 
fünf Jahren zu löschen, soweit schutzwürdige Belange 
der betroffenen Personen nicht eine frühere Löschung 
erfordern. 

(4) Die Übermittlung personenbezogener Daten an an-
dere öffentliche Stellen ist zulässig, soweit die Kenntnis 
der Daten zur Erfüllung der der Empfängerin oder dem 
Empfänger durch Rechtsvorschrift zugewiesenen Auf-
gaben erforderlich ist und die Übermittlung dem Auftrag 
der Schule nicht widerspricht. Im Rahmen der Schul-
gesundheitspflege dürfen die für die Durchführung der 
schulärztlichen und schulzahnärztlichen Untersuchun-
gen zuständigen Stellen die zur Erfüllung der durch 
dieses Gesetz übertragenen Aufgaben erforderlichen 
personenbezogenen Daten verarbeiten; der Schule 
darf nur das für ihre Maßnahmen erforderliche Ergeb-
nis der Pflichtuntersuchung mitgeteilt werden. 

(5) Die Übermittlung personenbezogener Daten an an-
dere öffentliche Stellen ist zulässig, soweit die Kennt-
nis der Daten zur Erfüllung der der Empfängerin oder 
dem Empfänger durch Rechtsvorschrift zugewiesenen 
Aufgaben erforderlich ist und die Übermittlung dem 
Auftrag der Schule nicht widerspricht. Im Rahmen der 
Schulgesundheitspflege dürfen die für die Durchfüh-
rung der schulärztlichen und schulzahnärztlichen Un-
tersuchungen zuständigen Stellen die zur Erfüllung der 
durch dieses Gesetz übertragenen Aufgaben erforder-
lichen personenbezogenen Daten verarbeiten; der 
Schule darf nur das für ihre Maßnahmen erforderliche 
Ergebnis der Pflichtuntersuchung mitgeteilt werden. 

(5) Die Übermittlung personenbezogener Daten an 
Personen oder andere Stellen außerhalb des öffentli-
chen Bereichs ist nur zulässig, wenn 
1. die betroffenen Personen einwilligen oder, 
2. ein rechtliches Interesse der Empfängerinnen oder 

Empfänger gegeben ist und schutzwürdige Belange 
der betroffenen Personen nicht beeinträchtigt wer-
den. 

(6) Die Übermittlung personenbezogener Daten an 
Personen oder andere Stellen außerhalb des öffentli-
chen Bereichs ist nur zulässig, wenn 
1. die betroffenen Personen einwilligen oder, 
2. ein rechtliches Interesse der Empfängerinnen oder 

Empfänger gegeben ist und schutzwürdige Be-
lange der betroffenen Personen nicht beeinträch-
tigt werden. 

(6) Die Verarbeitung von Daten für wissenschaftliche 
Untersuchungen in der Schule durch andere als die in 
Absatz 1 genannten Stellen bedarf der Genehmigung 
der Schulbehörde und der Einwilligung der betroffenen 
Personen. Personenbezogene Daten dürfen für ein be-
stimmtes Vorhaben nur verarbeitet werden, sofern die 
Belastung der Schule sich in einem zumutbaren Rah-
men hält. Die Genehmigung darf nur erteilt werden, 
wenn ein erhebliches pädagogisch-wissenschaftliches 
oder gleichwertiges Interesse anzuerkennen ist. 

(7) Die Verarbeitung von Daten für wissenschaftliche 
Untersuchungen in der Schule durch andere als die in 
Absatz 1 genannten Stellen bedarf der Genehmigung 
der Schulbehörde und der Einwilligung der betroffenen 
Personen. Personenbezogene Daten dürfen für ein be-
stimmtes Vorhaben nur verarbeitet werden, sofern die 
Belastung der Schule sich in einem zumutbaren Rah-
men hält. Die Genehmigung darf nur erteilt werden, 
wenn ein erhebliches pädagogisch-wissenschaftliches 
oder gleichwertiges Interesse anzuerkennen ist. 

(7) Das fachlich zuständige Ministerium wird ermäch-
tigt, das Nähere über die Verarbeitung personenbezo-
gener Daten, insbesondere über 
1. die bei der Aufnahme in die Schule, beim Schullauf-

bahnwechsel und bei vergleichbaren Anlässen zu 
erhebenden oder zu übermittelnden Daten, 

2. die zulässigen Verwendungszwecke beim Einsatz 
automatisierter Verfahren, 

 

(8) Das fachlich zuständige Ministerium wird ermäch-
tigt, das Nähere über die Verarbeitung personenbezo-
gener Daten, insbesondere über 
1. die bei der Aufnahme in die Schule, beim Schul-

laufbahnwechsel und bei vergleichbaren Anlässen 
zu erhebenden oder zu übermittelnden Daten, 

2. die zulässigen Verwendungszwecke beim Einsatz 
automatisierter Verfahren, 
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3. die erforderlichen Datensicherungsmaßnahmen 

und Aufbewahrungsfristen durch Rechtsverordnung 
zu regeln. 

3.  die Verarbeitung der Daten in der landeszentra-
len Datenbank des landeseinheitlichen Schul-
verwaltungsprogramms,  

4.  die Verarbeitung von Daten in digitalen Lehr-  
und Lernsystemen sowie Netzwerken, 

5. die erforderlichen Datensicherungsmaßnahmen 
und Aufbewahrungsfristen durch Rechtsverordnung 
zu regeln. 

(8) Für Zwecke der Organisation des Schulwesens ein-
schließlich der Bildungsplanung, des Bildungsmonito-
ring und der Bildungsforschung wird eine amtliche 
Schulstatistik nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 des Landesstatis-
tikgesetzes (LStatG) geführt. Für diese Statistik sind 
die Schulen verpflichtet, den Schulbehörden, den 
Schulträgern und dem Statistischen Landesamt die er-
forderlichen Einzelangaben der Schülerinnen und 
Schüler, Lehrkräfte, pädagogischen und technischen 
Fachkräfte sowie des sonstigen pädagogischen Perso-
nals zu übermitteln. Soweit Nichtschülerinnen und 
Nichtschüler an Prüfungen teilnehmen, ist die Schulbe-
hörde verpflichtet, die Einzelangaben zu den Nicht-
schülerinnen und Nichtschülern dem Statistischen Lan-
desamt zu übermitteln. Der Name, der Tag der Geburt, 
die Adresse und die Personalnummern der betroffenen 
Personen dürfen an das Statistische Landesamt und 
die Schulträger nicht übermittelt werden. Um schuljah-
resübergreifende statistische Auswertungen zu ermög-
lichen, wird für jeden Datensatz auf der Grundlage von 
Hilfsmerkmalen ein verschlüsseltes dauerhaftes Kenn-
zeichen erzeugt, das den Rückschluss auf konkrete 
Einzelpersonen ausschließt. Das fachlich zuständige 
Ministerium wird im Einvernehmen mit dem für die Sta-
tistikangelegenheiten zuständigen Ministerium ermäch-
tigt, das Nähere über die Erstellung der Schulstatistik, 
insbesondere 
 
 
 
1. die Grundzüge des Verfahrens, 

 
 

2. die Erzeugung des verschlüsselten dauerhaften 
Kennzeichens, 

3. die Erhebungs- und Hilfsmerkmale sowie 
4. den Erhebungszeitpunkt 
durch Rechtsverordnung zu regeln. 

(9) Für Zwecke der Organisation des Schulwesens ein-
schließlich der Bildungsplanung, des Bildungsmonito-
ring und der Bildungsforschung wird eine amtliche 
Schulstatistik nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 des Landesstatis-
tikgesetzes (LStatG) geführt. Für diese Statistik sind 
die öffentlichen und privaten Schulen verpflichtet, 
den Schulbehörden, den Schulträgern und dem Sta-
tistischen Landesamt die erforderlichen Einzelangaben 
der Schülerinnen und Schüler, Lehrkräfte, pädagogi-
schen und technischen Fachkräfte sowie des sonsti-
gen pädagogischen Personals in der landeszentralen 
Datenbank bereitzustellen zu übermitteln. Soweit 
Nichtschülerinnen und Nichtschüler an Prüfungen teil-
nehmen, ist die Schulbehörde verpflichtet, die Einzel-
angaben zu den Nichtschülerinnen und Nichtschülern 
dem Statistischen Landesamt und dem fachlich zu-
ständigen Ministerium in der landeszentralen Da-
tenbank bereitzustellen zu übermitteln. Der Name, 
der Tag der Geburt, die Adresse und die Personalnum-
mern der betroffenen Personen dürfen an das Statisti-
sche Landesamt und die Schulträger nicht übermittelt 
werden. Um schuljahresübergreifende statistische 
Auswertungen zu ermöglichen, wird für jeden Daten-
satz auf der Grundlage von Hilfsmerkmalen ein ver-
schlüsseltes dauerhaftes Kennzeichen erzeugt, das 
den Rückschluss auf konkrete Einzelpersonen aus-
schließt. Das fachlich zuständige Ministerium wird im 
Einvernehmen mit dem für die Statistikangelegenhei-
ten zuständigen Ministerium ermächtigt, das Nähere 
über die Erstellung der Schulstatistik, insbesondere 
1. die Grundzüge des Verfahrens einschließlich des 

Weges der Bereitstellung in der landeszentra-
len Datenbank, 

2. die Erzeugung des verschlüsselten dauerhaften 
Kennzeichens, 

3. die Erhebungs- und Hilfsmerkmale sowie 
4. den Erhebungszeitpunkt 
durch Rechtsverordnung zu regeln. 

(9) Für die Statistik im Bereich der staatlichen Studien-
seminare sind die staatlichen Studienseminare ver-
pflichtet, der fachlich zuständigen Aufsichtsbehörde 
und dem Statistischen Landesamt für Aufgaben der 
amtlichen Statistik nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 LStatG die er-
forderlichen Einzelangaben zu den Seminarteilnehme-
rinnen und Seminarteilnehmern sowie zu den Lehrper-
sonen zu übermitteln. Der Name, der Tag der Geburt, 
die Adresse und die Personalnummern der Betroffe-
nen dürfen an das Statistische Landesamt nicht über-
mittelt werden. Absatz 8 Satz 5 und 6 gilt entspre-
chend. 

(10) Für die Statistik im Bereich der staatlichen Studi-
enseminare sind die staatlichen Studienseminare ver-
pflichtet, der fachlich zuständigen Aufsichtsbehörde 
und dem Statistischen Landesamt für Aufgaben der 
amtlichen Statistik nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 LStatG die er-
forderlichen Einzelangaben zu den Seminarteilnehme-
rinnen und Seminarteilnehmern sowie zu den Lehrper-
sonen zu übermitteln. Der Name, der Tag der Geburt, 
die Adresse und die Personalnummern der Betroffe-
nen dürfen an das Statistische Landesamt nicht über-
mittelt werden. Absatz 9 Satz 4 bis 6 gilt entspre-
chend. 
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(10) Die Verpflichtung nach Absatz 8 gilt auch für 
Schulen in freier Trägerschaft. Die Absätze 1 bis 7 gel-
ten für Schulen in freier Trägerschaft entsprechend, so-
weit für diese gleichwertige datenschutzrechtliche Best-
immungen nicht bestehen. 

(11) Die Verpflichtung nach Absatz 9 gilt auch für 
Schulen in freier Trägerschaft. Die Absätze 1 und 3 
bis 8 gelten für Schulen in freier Trägerschaft entspre-
chend, soweit für diese gleichwertige datenschutz-
rechtliche Bestimmungen nicht bestehen. 

…  

§ 83 
Besondere staatliche Schulen, Studienseminare 

 
(1) Das Land stellt den Personal- und Sachbedarf be-
reit von 
1. Aufbaugymnasien, Abendgymnasien und Kollegs, 
2. berufsbildenden Schulen für Angehörige des öffent-

lichen Dienstes 
3. landwirtschaftlichen berufsbildenden Schulen, 
4. Fachschulen, Förderschulen sowie Gymnasien, bei 

denen wegen des besonderen Bildungsangebots 
und des überregionalen Einzugsbereiches ein kom-
munaler Schulträger nicht geeignet ist. 

§ 83 
Besondere staatliche Schulen, Studienseminare 

 
(1) Das Land stellt den Personal- und Sachbedarf be-
reit von 
1. Aufbaugymnasien, Abendgymnasien und Kollegs, 
2. berufsbildenden Schulen für Angehörige des 

öffentlichen Dienstes 
landwirtschaftlichen berufsbildenden Schulen, 

3.   Fachschulen, Förderschulen sowie Gymnasien, bei 
denen wegen des besonderen Bildungsangebots 
und des überregionalen Einzugsbereiches ein 
kommunaler Schulträger nicht geeignet ist. 

… … 

§ 90  
Schulträgerausschuss 

§ 90  
Schulträgerausschuss 

… 

(2) Dem Schulträgerausschuss sollen auch an den 
Schulen des Schulträgers tätige Lehrkräfte und ge-
wählte Elternvertreterinnen und Elternvertreter angehö-
ren, die keine wählbaren Bürgerinnen oder Bürger der 
Gemeinde oder des Landkreises sein müssen; dabei 
soll jede Schulart angemessen berücksichtigt werden. 
Sofern den Schulen des Schulträgers berufsbildende 
Schulen angehören, sollen dem Schulträgerausschuss 
auch Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und Arbeit-
geberinnen und Arbeitgeber angehören. Schülervertre-
terinnen und Schülervertreter können an Sitzungen des 
Schulträgerausschusses mit beratender Stimme teil-
nehmen; sie erhalten hierzu rechtzeitig Einladungen. 

(2) Dem Schulträgerausschuss sollen auch an den 
Schulen des Schulträgers tätige Lehrkräfte, und ge-
wählte Elternvertreterinnen und Elternvertreter und 
Schülervertreterinnen und Schülervertreter ange-
hören, die keine wählbaren Bürgerinnen oder Bürger 
der Gemeinde oder des Landkreises sein müssen; da-
bei soll jede Schulart angemessen berücksichtigt wer-
den. Das Stimmrecht steht nur den Schülervertrete-
rinnen und Schülervertretern zu, die das acht-
zehnte Lebensjahr vollendet haben. Sofern den 
Schulen des Schulträgers berufsbildende Schulen an-
gehören, sollen dem Schulträgerausschuss auch Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer und Arbeitgeberin-
nen und Arbeitgeber angehören. Schülervertreterinnen 
und Schülervertreter können an Sitzungen des Schul-
trägerausschusses mit beratender Stimme teilnehmen; 
sie erhalten hierzu rechtzeitig Einladungen. 

  

§ 91 
Errichtung und Aufhebung der Schulen 

 
 

§ 91 
Errichtung und Aufhebung der Schulen, Schulent-

wicklungspläne 
… 

(3) Bei der Feststellung des schulischen Bedürfnisses 
nach Absatz 1 sind auch regionale Schulentwicklungs-
pläne zu berücksichtigen, die von den Landkreisen und 
kreisfreien Städten für ihr Gebiet oder von benachbar-
ten Landkreisen und kreisfreien Städten gemeinsam 
aufgestellt werden müssen. Die Landkreise hören die 
Schulträger an. 

(3) Bei der Feststellung des schulischen Bedürfnisses 
nach Absatz 1 sind auch regionale Schulentwicklungs-
pläne zu berücksichtigen, die von den Verbandsge-
meinden, verbandsfreien Gemeinden, großen 
kreisangehörigen Städten und kreisfreien Städten 
für die in ihrem Gebiet gelegenen Grundschulen 
und von den Landkreisen und kreisfreien Städten für 
die in ihrem Gebiet gelegenen Schulen der übrigen 
Schularten aufgestellt werden müssen. Benachbarte 
Gebietskörperschaften können Schulentwicklungs-
pläne gemeinsam aufstellen. Die Verbandsgemein-
den und Landkreise hören die Schulträger an, soweit 
sie nicht selbst Träger der im Schulentwicklungs-
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plan berücksichtigten Schulen sind. Die Schulent-
wicklungspläne sind mit den benachbarten Ge-
bietskörperschaften abzustimmen. 

 (4) Die Schulentwicklungspläne sollen die planeri-
schen Grundlagen eines regional ausgeglichenen 
Bildungsangebots im Land berücksichtigen. Die 
Ziele der Raumordnung und Landesplanung sind 
zu beachten. Schulentwicklungspläne enthalten 
eine Bestandsanalyse bezogen auf die Schülerzah-
len sowie die Schulgebäude und Schulanlagen. 
Aus der Bestandsanalyse und den Daten der regio-
nalen Schülerzahlprognose sind unter Berücksich-
tigung der Vorgaben zu Mindestgrößen von Schu-
len nach § 13 Abs. 1 bis 3 und des Pendler- und 
Übergangsverhaltens schulorganisatorische Maß-
nahmen zur Weiterentwicklung des Schulangebots 
abzuleiten und deren Auswirkungen auf beste-
hende Schulen darzustellen. Schulentwicklungs-
pläne sind regelmäßig auf die Zweckmäßigkeit der 
Schulorganisation hin zu überprüfen und fortzu-
schreiben, soweit es erforderlich wird.  

(4) Der Schulträger verleiht jeder Schule eine Bezeich-
nung, in der die Schulart und die Schulsitzgemeinde 
anzugeben sind. In die Bezeichnung kann ein Zusatz, 
insbesondere ein Name, aufgenommen werden. 

(5) Der Schulträger verleiht jeder Schule eine Bezeich-
nung, in der die Schulart und die Schulsitzgemeinde 
anzugeben sind. In die Bezeichnung kann ein Zusatz, 
insbesondere ein Name, aufgenommen werden. 

(5) Die räumliche Nähe von berufsbildenden Schulen 
und überbetrieblichen Einrichtungen der Berufsausbil-
dung ist anzustreben. 

(6) Die räumliche Nähe von berufsbildenden Schulen 
und überbetrieblichen Einrichtungen der Berufsausbil-
dung ist anzustreben. 
 

§ 92 
Ergänzende Vorschriften 

… 
(6) Eine Förderschule wird von der Schulbehörde, bis 
zum Ablauf des 1. August 2018 von dem fachlich zu-
ständigen Ministerium, auf Antrag des Schulträgers 
dem schulischen Bedürfnis entsprechend nach Anhö-
rung der Gesamtkonferenz im Benehmen mit dem 
Schulelternbeirat und dem Schulausschuss mit den 
Aufgaben als Förder- und Beratungszentrum beauf-
tragt. Wenn das fachlich zuständige Ministerium ein 
dringendes öffentliches Interesse für ein Förder- und 
Beratungszentrum feststellt, kann eine Beauftragung 
auch ohne Antrag des Schulträgers erfolgen; in diesem 
Fall ist das Benehmen mit dem Schulträger herzustel-
len. Eine Förderschule muss bei der Beauftragung min-
destens sechs Klassen umfassen. Für die Wahrneh-
mung der Aufgaben als Förder- und Beratungszentrum 
wird ein Zuständigkeitsbereich festgelegt. Das Nähere 
regelt das fachlich zuständige Ministerium durch 
Rechtsverordnung. 

§ 92 
Ergänzende Vorschriften 

… 
(6) Eine Förderschule wird von der Schulbehörde, bis 
zum Ablauf des 1. August 2018 von dem fachlich zu-
ständigen Ministerium, auf Antrag des Schulträgers 
dem schulischen Bedürfnis entsprechend nach Anhö-
rung der Gesamtkonferenz im Benehmen mit dem 
Schulelternbeirat und dem Schulausschuss mit den 
Aufgaben als Förder- und Beratungszentrum beauf-
tragt. Wenn das fachlich zuständige Ministerium ein 
dringendes öffentliches Interesse für ein Förder- und 
Beratungszentrum feststellt, kann eine Beauftragung 
auch ohne Antrag des Schulträgers erfolgen; in diesem 
Fall ist das Benehmen mit dem Schulträger herzustel-
len. Eine Förderschule muss bei der Beauftragung 
mindestens sechs Klassen umfassen. Für die Wahr-
nehmung der Aufgaben als Förder- und Beratungs-
zentrum wird ein Zuständigkeitsbereich festgelegt. Das 
Nähere regelt das fachlich zuständige Ministerium 
durch Rechtsverordnung.  

(7) Eine Grundschule, eine Realschule plus, ein Gym-
nasium oder eine Integrierte Gesamtschule kann von 
der Schulbehörde nach Anhörung der Gesamtkonfe-
renz im Einvernehmen mit dem Schulträger und dem 
Träger der Schülerbeförderung sowie im Benehmen 
mit dem Schulelternbeirat, der Versammlung der Klas-
sensprecherinnen und Klassensprecher und dem 
Schulausschuss beauftragt werden, Schwerpunkt-
schule zu sein; hat die Versammlung der Klassenspre-
cherinnen und Klassensprecher einen Vorstand nach 

(7) Eine Grundschule, eine Realschule plus, ein Gym-
nasium oder eine Integrierte Gesamtschule kann von 
der Schulbehörde nach Anhörung der Gesamtkonfe-
renz im Einvernehmen mit dem Schulträger und dem 
Träger der Schülerbeförderung sowie im Benehmen 
mit dem Schulelternbeirat, der Versammlung der Klas-
sensprecherinnen und Klassensprecher und dem 
Schulausschuss beauftragt werden, Schwerpunkt-
schule zu sein; hat die Versammlung der Klassenspre-
cherinnen und Klassensprecher einen Vorstand 
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§ 33 Abs. 2 Satz 2 oder 3 gewählt, ist das Benehmen 
mit diesem herzustellen. § 91 Abs. 1 Satz 4 gilt ent-
sprechend. 

nach § 33 a Abs. 1 Satz 2 oder Satz 3 gewählt, ist 
das Benehmen mit diesem herzustellen. § 91 Abs. 1 
Satz 4 gilt entsprechend. 

… … 

§ 102 
Staatliche Prüfungen 

§ 102 
Staatliche Prüfungen 

… 

… (2) Das für die Lehrerinnen- und Lehrerausbildung 
zuständige Ministerium wird ermächtigt, die Vo-
raussetzungen für die Anerkennung der Hoch-
schulprüfungen eines lehramtsbezogenen Zertifi-
katsstudiengangs als Erweiterungsprüfung durch 
Rechtsverordnung zu regeln, insbesondere für fol-
gende Lehrämter: 
1. das Lehramt an Grundschulen, 
2. das Lehramt an Förderschulen, 
3. das Lehramt an Realschulen plus, 
4. das Lehramt an berufsbildenden Schulen und 
5. das Lehramt an Gymnasien. 
Die betroffenen Hochschulen sind anzuhören. Vor 
der Erhebung der Anfechtungsklage gegen die ab-
schließende Anerkennungsentscheidung ist ein 
Vorverfahren gemäß § 68 der Verwaltungsgerichts-
ordnung durchzuführen. 

(2) Das für die Lehrerausbildung zuständige Ministe-
rium wird ferner ermächtigt, folgende staatliche Prüfun-
gen, die in seinem Geschäftsbereich ohne Hochschul-
ausbildung abgelegt werden, durch Rechtsverordnung 
zu regeln: 
1.die Prüfung für die Einstellung als Lehrkraft im Be-
amtenverhältnis des gehobenen Dienstes, insbeson-
dere nach einer pädagogischen Ausbildung, 
2.die Prüfungen für Übersetzerinnen und Übersetzer 
und für Dolmetscherinnen und Dolmetscher. 
Die Prüfungsordnung nach Satz 1 Nr. 1 wird im Beneh-
men mit dem für das Beamtenrecht zuständigen Minis-
terium erlassen. Für den Inhalt der Prüfungsordnungen 
gilt § 26 des Hochschulgesetzes entsprechend. 

(3) Das für die Lehrerinnen- und Lehrerausbildung 
zuständige Ministerium wird ferner ermächtigt, fol-
gende Ausbildungen und staatliche Prüfungen, die in 
seinem Geschäftsbereich ohne Hochschulausbildung 
abgelegt werden, durch Rechtsverordnung zu regeln: 
1. die pädagogische Ausbildung und Prüfung für 

das Lehramt der Lehrerin und des Lehrers für 
Fachpraxis sowie für das Lehramt der Fachlehre-
rin und des Fachlehrers an berufsbildenden 
Schulen, 

2. die pädagogische Zusatzausbildung und Prü-
fung von Lehrkräften, die ein geeignetes Stu-
dium, aber keine Lehramtsbefähigung nach den 
Laufbahnvorschriften nachweisen können und 
im Bedarfsfall in einem Unterrichtsfach oder ei-
nem Lehramt, der mit Lehrkräften mit laufbahn-
rechtlicher Befähigung für das Lehramt nicht ge-
deckt werden kann, im Tarifbeschäftigungsver-
hältnis befristet in den Schuldienst eingestellt 
werden (Lehrkräfte im Seiteneinstieg), insbeson-
dere  
a) für das Lehramt an Grundschulen, 
b) für das Lehramt an Realschulen plus, 
c) für das Lehramt an berufsbildenden Schulen 
und 
d) für das Lehramt an Gymnasien. 

Die Ausbildungs- und Prüfungsordnungen werden 
im Benehmen mit dem für das Beamtenrecht zuständi-
gen Ministerium erlassen. Für den Inhalt der Ausbil-
dungs- und Prüfungsordnungen gilt § 26 Satz 2 
des Landesbeamtengesetzes entsprechend. Vor 
der Erhebung der Anfechtungsklage oder der Ver-
pflichtungsklage gegen eine Prüfungsentschei-
dung oder eine damit im Zusammenhang ge-
troffene Entscheidung ist ein Vorverfahren gemäß 
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§ 68 der Verwaltungsgerichtsordnung durchzufüh-
ren. 

(3) Das für das Hochschulwesen zuständige Ministe-
rium wird ermächtigt, staatliche Prüfungen, die in sei-
nem Geschäftsbereich einen Studien- oder Ausbil-
dungsgang an einer Hochschule abschließen, durch 
Rechtsverordnung zu regeln. Dies sind insbesondere: 
1. die Prüfung für Musikschullehrerinnen und -leh-

rer/selbständige Musiklehrerinnen und -lehrer, 
2. die Prüfung für Chorleiterinnen und Chorleiter, 
3. die Prüfung für katholische Kirchenmusikerinnen 

und -musiker. 
Die betroffenen Hochschulen sind anzuhören. Für den 
Inhalt der Prüfungsordnungen gilt § 26 des Hochschul-
gesetzes entsprechend. 

(4) Das für das Hochschulwesen zuständige Ministe-
rium wird ermächtigt, staatliche Prüfungen, die in sei-
nem Geschäftsbereich einen Studien- oder Ausbil-
dungsgang an einer Hochschule abschließen, durch 
Rechtsverordnung zu regeln. Dies sind insbesondere: 
1. die Prüfung für Musikschullehrerinnen und -leh-

rer/selbständige Musiklehrerinnen und -lehrer, 
2. die Prüfung für Chorleiterinnen und Chorleiter, 
3. die Prüfung für katholische Kirchenmusikerinnen 

und -musiker. 
Die betroffenen Hochschulen sind anzuhören. Für den 
Inhalt der Prüfungsordnungen gilt § 26 des Hochschul-
gesetzes entsprechend. 

(4) Das für die Hochschulen zuständige Ministerium 
wird ferner ermächtigt, folgende staatliche Prüfungen, 
die in seinem Geschäftsbereich ohne Hochschulausbil-
dung abgelegt werden, durch Rechtsverordnung zu re-
geln: 
1. die Prüfung für eine Tätigkeit als Musikschullehr-

kraft/selbständige Musiklehrkraft nach einer Ausbil-
dung, die derjenigen an einer staatlichen Hoch-
schule entspricht und an einer anerkannten Einrich-
tung stattfindet, 

2. die Prüfung für die Beschäftigung als Fachsport-
lehrkraft nach einer mindestens einjährigen Ausbil-
dung, insbesondere als staatlich geprüfte Sportlehr-
kraft mit dem Schwerpunkt Verwaltung und Freizeit. 

Die Prüfungsordnung nach Satz 1 Nr. 2 wird im Beneh-
men mit dem für den Sport zuständigen Ministerium er-
lassen; es kann für diese Ausbildung eine Eignungs-
prüfungsordnung im Benehmen mit dem für den Sport 
zuständigen Ministerium entsprechend § 66 des Hoch-
schulgesetzes erlassen werden. Für den Inhalt der Prü-
fungsordnungen gilt § 26 des Hochschulgesetzes ent-
sprechend. 

(5) Das für die Hochschulen zuständige Ministerium 
wird ferner ermächtigt, folgende staatliche Prüfungen, 
die in seinem Geschäftsbereich ohne Hochschulausbil-
dung abgelegt werden, durch Rechtsverordnung zu re-
geln: 
1. die Prüfung für eine Tätigkeit als Musikschullehr-

kraft/selbständige Musiklehrkraft nach einer Ausbil-
dung, die derjenigen an einer staatlichen Hoch-
schule entspricht und an einer anerkannten Ein-
richtung stattfindet, 

2. die Prüfung für die Beschäftigung als Fachsport-
lehrkraft nach einer mindestens einjährigen Ausbil-
dung, insbesondere als staatlich geprüfte Sport-
lehrkraft mit dem Schwerpunkt Verwaltung und 
Freizeit. 

Die Prüfungsordnung nach Satz 1 Nr. 2 wird im Beneh-
men mit dem für den Sport zuständigen Ministerium er-
lassen; es kann für diese Ausbildung eine Eignungs-
prüfungsordnung im Benehmen mit dem für den Sport 
zuständigen Ministerium entsprechend § 66 des Hoch-
schulgesetzes erlassen werden. Für den Inhalt der 
Prüfungsordnungen gilt § 26 des Hochschulgesetzes 
entsprechend. 

  

§ 107 
Mehrbelastungsausgleich 

 
(1) Zum Ausgleich der Mehrbelastungen der kommu-
nalen Schulträger durch das Landesgesetz zur Ände-
rung der Schulstruktur vom 22. Dezember 2008 (GVBl. 
S. 340) werden im Jahr 2009 0,5 Mio. Euro, im Jahr 
2010 1 Mio. Euro, im Jahr 2011 3 Mio. Euro, im Jahr 
2012 5 Mio. Euro, im Jahr 2013 7 Mio. Euro und ab 
dem Jahr 2014 10,1 Mio. Euro bereitgestellt. Die ent-
sprechenden Mittel verstärken die Zuweisungen zum 
Ausgleich der Beförderungskosten nach § 15 des Lan-
desfinanzausgleichsgesetzes und werden nach dem 
dort vorgesehenen Schlüssel verteilt. 

§ 107 
Mehrbelastungsausgleich 

 
(1) Zum Ausgleich der Mehrbelastungen der kommu-
nalen Schulträger durch das Landesgesetz zur Ände-
rung der Schulstruktur vom 22. Dezember 2008 
(GVBl. S. 340) werden im Jahr 2009 0,5 Mio. EUR, im 
Jahr 2010 1 Mio. EUR, im Jahr 2011 3 Mio. EUR, im 
Jahr 2012 5 Mio. EUR, im Jahr 2013 7 Mio. EUR und 
ab dem Jahr 2014 10,1 Mio. EUR bereitgestellt. Die 
entsprechenden Mittel verstärken die Zuweisungen 
zum Ausgleich der Beförderungskosten nach § 15 des 
Landesfinanzausgleichsgesetzes und werden nach 
dem dort vorgesehenen Schlüssel verteilt. 

(2) Zum Ausgleich der Mehrbelastungen der kommu-
nalen Schulträger durch das Landesgesetz zur Weiter-
entwicklung der Schülerbeförderung und zur weiteren 
Umsetzung der Lehrerbildungsreform vom 31. Januar 
2012 (GVBl. S. 42) werden im Jahr 2012 6,7 Millionen 
Euro, im Jahr 2013 16 Millionen Euro, im Jahr 2014 
15,9 Millionen Euro, im Jahr 2015 15,7 Millionen Euro, 

(2) Zum Ausgleich der Mehrbelastungen der kommu-
nalen Schulträger durch das Landesgesetz zur Weiter-
entwicklung der Schülerbeförderung und zur weiteren 
Umsetzung der Lehrerbildungsreform vom 31. Januar 
2012 (GVBl. S. 42) werden im Jahr 2012 6,7 Mio. 
EUR, im Jahr 2013 16 Mio. EUR, im Jahr 2014 15,9 
Mio. EUR, im Jahr 2015 15,7 Mio. EUR, im Jahr 2016 
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im Jahr 2016 15,5 Millionen Euro, im Jahr 2017 15,2 
Millionen Euro und im Jahr 2018 15,1 Millionen Euro 
bereitgestellt. Für die folgenden Jahre werden diese 
Mittel entsprechend der Entwicklung der Schülerzahlen 
fortgeschrieben und in der sich ergebenden Höhe be-
reitgestellt. Die entsprechenden Mittel verstärken die 
Zuweisungen zum Ausgleich der Beförderungskosten 
nach § 15 des Landesfinanzausgleichsgesetzes und 
werden nach dem dort vorgesehenen Schlüssel ver-
teilt. 

15,5 Mio. EUR, im Jahr 2017 15,2 Mio. EUR und im 
Jahr 2018 15,1 Mio. EUR bereitgestellt. Für die folgen-
den Jahre werden diese Mittel entsprechend der Ent-
wicklung der Schülerzahlen fortgeschrieben und in der 
sich ergebenden Höhe bereitgestellt. Die entsprechen-
den Mittel verstärken die Zuweisungen zum Ausgleich 
der Beförderungskosten nach § 15 des Landesfinanz-
ausgleichsgesetzes und werden nach dem dort vorge-
sehenen Schlüssel verteilt. 

 (3) Zum Ausgleich der Mehrbelastungen der kom-
munalen Schulträger durch das Landesgesetz zur 
Änderung des Schulgesetzes, der Schulwahlord-
nung und von Schulordnungen vom 26.06.2020 
(GVBl. S. 279) erhalten die Verbandsgemeinden, 
verbandsfreien Gemeinden und große kreisange-
hörige Städte, die gemäß § 91 Abs. 3 Satz 1 für die 
in ihrem Gebiet gelegenen Grundschulen Schulent-
wicklungspläne aufstellen müssen, jährlich ab dem 
Jahr 2021 jeweils 1.688 EUR. 
 

§ 109 b 
Unterstützungsfonds 

 
Auf der Grundlage einer Vereinbarung mit den kommu-
nalen Spitzenverbänden werden Gemeinden und Ge-
meindeverbände durch das Land bei der Wahrneh-
mung von inklusiv-sozialintegrativen Aufgaben zusätz-
lich finanziell unterstützt. Dazu werden jährlich ab dem 
1. Januar 2015 Mittel im Umfang von 10 Millionen Euro 
bereitgestellt. Die Vereinbarung bedarf der Zustim-
mung des Landtags. 

 

§ 109 b 
Unterstützungsfonds 

 
Auf der Grundlage einer Vereinbarung mit den kom-
munalen Spitzenverbänden werden Gemeinden und 
Gemeindeverbände durch das Land bei der Wahrneh-
mung von inklusiv-sozialintegrativen Aufgaben zusätz-
lich finanziell unterstützt. Dazu werden jährlich ab dem 
1. Januar 2015 Mittel im Umfang von 10 Millionen 
Euro Mio. EUR bereitgestellt. Die Vereinbarung bedarf 
der Zustimmung des Landtags. 

 

 


